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Herr Blurgermeister Knop begruf3t die Damen und Herren des Rates der Stadt Oelde, die Zuh6rerinnen
und Zuhoérer, Herrn Hahn von der Tageszeitung ,Die Glocke® sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Verwaltung. Er teilt mit, dass Frau Brormann, Frau Stehmann, Frau Stepien und Herr Post nicht an
der Sitzung teilnehmen kdnnen und stellt fest, dass der Rat beschlussfahig ist.

Zur aktuellen Situation nimmt Herr BUrgermeister Knop wie folgt Stellung:
~>Sehr geehrte Damen und Herren,

nach dem aktuellen Lagebericht des Kreises Warendorf befinden sich in Oelde 95 mit dem neuartigen
Corona-Virus infizierte Personen. Weitere 65 Falle sind heute vom Kreis Warendorf bekannt gegeben
worden. Eine Zuordnung auf die einzelnen Kommunen steht aber noch aus. Ich rechne damit, dass die
Zahl der infizierten Personen in Oelde weiter steigen wird.

Mehr als 400 Personen — alle Mitarbeiter der Firma Toénnies, deren Subunternehmen oder deren
Angehdrige — befinden sich in hauslicher Quarantane. Ich habe bereits am Samstag Polizeikrafte
angefordert, die das Ordnungsamt seitdem bei der Uberwachung der Quaranténe unterstitzen.

Ab sofort stellen wir auch wieder Auf3endienst-Teams aus der ganzen Verwaltung zusammen. Diese
werden die Kontrollen gemeinsam mit den zuséatzlichen Polizeikraften in den nachsten Tagen und
Wochen sicherstellen.

Aber jenseits der Frage der rechtlichen Durchsetzung stehen wir — und zuallererst die betroffenen
Personen — vor einer grof3en menschlichen Herausforderung. Es wird jetzt jeden Tag warmer und 14
Tage auf engem Raum in aufgeheizten Wohnungen wird fur alle Betroffenen zu einer Prifung. All
diejenigen, die nun als Infizierte oder als Kontaktpersonen personlich betroffen sind, verdienen unsere
Solidaritat und Hilfe. Fir Ausgrenzung und Ressentiments ist in dieser Situation kein Platz. Ich habe den
uberwiegend ruméanischen Mitarbeitern des Unternehmens Tonnies am Wochenende in Landessprache
ein Schreiben zukommen lassen, in dem ich sie eindringlich aufgefordert habe, die Quarantdne-Auflagen
zwingend einzuhalten. Zugleich habe ich ihnen aber auch unsere Unterstiitzung zugesagt, insbesondere
fur den Fall, dass es zu Problemen mit der Versorgung von Lebensmitteln und Gutern des taglichen
Bedarfs kommen sollte.

Wie Sie sicherlich wissen, hat das Unternehmen Tonnies zwischenzeitlich angekindigt, die Versorgung
der Mitarbeiter sicherzustellen. Das schein augenblicklich zu funktionieren. Wenn wir erfahren, dass es
nicht klappt, machen wir Druck auf das Unternehmen. Im Sinne der Menschen werden wir aber notfalls
im Wege der Ersatzvornahme die Versorgung Ubernehmen; ohne Frage mit dem Ziel einer spateren
Kostenerstattung.

Mit Blick auf die vielfach ohnehin beengten Wohnverhéltnisse, der derzeitig quarantanebedingten
Maximalbelegung und den angekindigten hei3en Temperaturen werden uns die nachsten Tage jedoch
zweifellos vor besondere Herausforderungen stellen.

Mit dem Erlass von Quarantaneverfigungen auf Veranlassung des Kreises Warendorf, deren
Uberwachung und der Sicherstellung der Versorgung der Menschen, die sich in einer mehr als prekaren
Lage befinden, leiten wir derzeit alles in unserer Macht Stehende, um eine weitere Verbreitung des Virus
einzudammen.

Ein enorm wichtiger Baustein bei der Pandemie-Bek&dmpfung ist die Testung der Kontaktpersonen.
Landrat Dr. Olaf Gericke hat mir heute zugesagt, dass mobile Teams des Gesundheitsamtes ihre Arbeit
zur Kontrolle der Unterkiinfte und mdglichen weiteren Testungen so bald wie mdglich aufnehmen
werden.



Das Thema Schulen und Kitas hat uns und die Oelder Bevolkerung stark beschéftigt. Weil wir bei
Bekanntwerden des Ausbruchsgeschehens keine valide Datengrundlage hatten, konnten wir zunéchst
nicht feststellen, welche Kinder womdglich betroffen sind. Deshalb habe ich am Mittwochabend
entschieden, Schulen und Kitas komplett fur zwei Tage zu schliel3en. Die Zeit von Donnerstag bis
Sonntag haben meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter genutzt, um anhand eigener Recherchen in
Schulen und Kitas sowie der zur Verfigung gestellten Listen festzustellen, welche Kinder und
Jugendlichen betroffen sein kénnten. Nach unserem Ermessen ist uns das am Ende gelungen, so dass
ich es verantworten konnte, die Einrichtungen ab heute fiir alle anderen wieder zu éffnen.”

Herr Rodriguez erkundigt sich, inwieweit sichergestellt sei, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Tonnies Konzerns auch wahrend der Quarantane weiterhin Lohn erhalten. Ferner méchte er wissen, ob
das Gericht richtig sei, dass Mitarbeiter/Innen des Ténnies Konzerns mit Bussen in deren Heimatlander
verbracht worden seien. In dem Fall wirde ein Verstol3 der Firma Tonnies vorliegen. Herr Birgermeister
Knop teilt mit, dass sich die Verwaltung um die entsprechenden Informationen bemuhen werde.

Herr Blrgermeister Knop schlagt dem Rat der Stadt Oelde vor, den Tagesordnungspunkt 28
"Verabschiedung des Wirtschaftsférderers Klaus Aschhoff‘ auf TOP 6 vorzuziehen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t einstimmig, den Tagesordnungspunkt 28 ,Verabschiedung des
Wirtschaftsférderers Klaus Aschhoff* auf Tagesordnungspunkt Punkt 6 neu vorzuziehen. Die Ubrigen

Tagesordnungspunkte verschieben sich entsprechend.

Herr Blrgermeister Knop eréffnet die Ratssitzung.

Offentliche Sitzung

| 1. Einwohnerfragestunde |

Herr Ludger Winter schlagt vor, beispielsweise auch Masterplane fir das Handwerk oder flir den
sozialen Wohnungsbau aufzulegen.

Herr Olaf Barton erkundigt sich, ob die Firma Tdnnies auch die Tests fiir die Oelder Bevoélkerung zahle.
Herr Burgermeister Knop teilt mit, dass die Verwaltung dies in Erfahrung bringen werde.

Frau Wittelmann kommt auf den geplanten Skater-Park in Stromberg zu sprechen. Das Projekt sei
momentan gestoppt, da sich die Flache aus Grinden des Naturschutzes als ungeeignet erwiesen hatte.
Damit seien Hoffnungen vieler Skater zerschlagen worden. Frau Wittelmann bittet Rat und Verwaltung
eindringlich, die schnelle Suche nach einem anderen, geeigneten Standort zu unterstiitzen, um das
Projekt schnellstméglich zu ermdglichen. Herr Blrgermeister Knop sagt diese Unterstitzung zu. Die
Notwendigkeit der Skater-Anlage sei unstrittig.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.




| 2. Befangenheitserklarungen |

Herr Zurbriggen erklart sich befangen zum Tagesordnungspunkt 7.1 ,Antrag der FDP-Fraktion;
Ausschreibung eines Investorenwettbewerbs zur Entwicklung eines Wohnprojekts®.

Herr Zummersch erklart sich befangen zum Tagesordnungspunkt 18 ,Entwicklung des Areals zwischen
den StralRen Goldbrink/Von-Nagel-Stralle/Zum Sundern®.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

| 3. Niederschrift Uber die Sitzung vom 4. Mai 2020

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt die Niederschrift Uber die Sitzung vom 4.Mai 2020 zur Kenntnis.

| 4. Prasentation zum Logistikzentrum Amazon in Oelde

Herr Blrgermeister Knop begri3t zu diesem Tagesordnungspunkt vom Unternehmen Amazon:

Frau Mareike von Frieling (Public Policy)

Herrn Norbert Brandau (Geschéftsfiihrer und Standortleiter flr die Inbetriebnahme)
Herrn René Hille (zukunftiger Standortleiter)

Herrn Burkhard Hartmann (Design und Construction)

Herr Brandau und Herr Hille stellen den Konzern Amazon und dann im Besonderen den neuen Standort
.Logistikzentrum Oelde* anhand der beigefligten Prasentation vor (sh. Anlage). Im Anschluss werden
noch verschiedenen Fragen beantwortet.

Zusammenfassung:

keine Sammelunterkiinfte zur Unterbringung von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern

die Mitarbeiter/Innen erhalten ein kleines Aktienpaket und eine Erwerbsunfahigkeitsversicherung

zu ,normalen® Zeiten fahren ca. 110 LKW in 24 Stunden den Standort an; im Weihnachtsgeschaft Uber
300 Lkw

Hauptanfahrtsweg zu 99% tber die A2

Amazon bildet auch aus in verschiedenen Bereichen

jede/r Mitarbeiter/In wird von einem Roboter unterstitzt

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.



5. Prasentation zum Betrieb des Gastronomiegebaudes im Vier-Jahreszeiten-Park ab
Frihjahr 2021

Frau Wiebusch bedankt sich einfuhrend beim Rat der Stadt Oelde, der den Kauf des
Gastronomiegebaudes im Vier-Jahreszeiten-Park unterstiitzt habe. Der Vertrag mit der derzeitigen
Pachterin laufe zum 31. Oktober 2020 aus. Der Betrieb des Gastronomiegebaudes soll durch den neuen
Betreiber dann im Frihjahr 2021 wiederaufgenommen werden, einhergehend mit der Umgestaltung des
Eingangsbereiches. Frau Wiebusch zeigt sich sehr erfreut dariiber, dass mit der Familie Teeke aus
Stromberg als neuen Betreiber ein in der Birgerschaft anerkanntes, ortsansassiges
Familienunternehmen gefunden wurde.

Frau Hannah Teeke stellt das Konzept zum Betrieb des Gastronomiegebaudes vor. Ab dem Frihjahr
2021 werde sich das Café "Seasons" in eine moderne Version eines Caféhauses verwandeln. Die
Familie Teeke sei Gastgeber aus Leidenschaft und verflige Uber jahrelange Gastronomieerfahrung. Das
neu entstehende Café im Vier-Jahreszeiten-Park Oelde solle ein Café fur die ganze Familie werden.

Herr Blrgermeister Knop bedankt sich bei Frau Teeke und das Uberaus Uberzeugende Konzept. Dem
schlie3t sich Herr Drinkruth an und gibt seiner Freude dartber Ausdruck, dass das Objekt in die
bewahrten, erfahrenen Hande lokaler Gastronomen gelegt werde.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

6. Verabschiedung des Wirtschaftsforderers Klaus Aschhoff
Vorlage: M 2020/011/4590

Herr Klaus Aschhoff wird mit Ablauf des 30. Juni 2020 in den Ruhestand versetzt. In der heutigen
Sitzung wird Herr Aschhoff durch den Rat der Stadt Oelde verabschiedet.

Herr Blrgermeister Knop richtet folgende Worte an Herrn Aschhoff:
~Sehr geehrter Herr Aschhoff,

aus dem 18-jahrigen Amtsinspektoranwarter, der am 1. August 1973 seinen Dienst bei der Stadt Oelde
angetreten hat, ist nun ein Anwarter auf den Ruhestand geworden. Nach fast 47 Jahren beenden Sie mit
Ablauf des 30.06.2020 lhren Dienst fur die Stadt Oelde.

In dieser Zeit haben Sie sich als Leiter des Fachdienstes Liegenschaften und als Wirtschaftsférderer mit
Umsicht und Geschick fur die Belange der Stadtverwaltung wie auch die stadtischen Interessen
eingesetzt.

Sehr geehrter Herr Aschhoff, Sie kdnnen mit Stolz auf eine Gberaus erfolgreiche berufliche Entwicklung
zurickblicken.

Begonnen haben Sie Ihre berufliche Laufbahn nach erfolgreichem Abschluss Ihrer Ausbildung im
damaligen Hauptamt der Stadt Oelde und waren daran anschlieRend 13 Jahre lang Abteilungsleiter im
Ordnungsamt. Auch mit dieser Zeit verbinden Sie viele wertvolle Erfahrungen, Freundschaften und
Kontakte.

1996 dann wurden Sie Leiter des Liegenschaftsamtes und haben diese liberaus wichtige Position bis
heute mit besonders ausgepragtem Engagement ausgefullt und ausgebaut. 2006 kam die Aufgabe des
Wirtschaftsforderers hinzu und Sie haben sich diesem Aufgabenbereich in héchstem Male
verantwortungsvoll gestellt und diesen mit Leben gefiillt.

Sie haben sich dabei stets in besonderem MalRe mit der Stadt Oelde identifiziert und waren ihr so auch
in der Offentlichkeit ein ausgezeichneter Vertreter.
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Als Uberaus verlasslicher und immer aufrichtiger Ansprechpartner haben Sie mit hohem persénlichen
Einsatz in zahlreichen Gesprachen und Verhandlungen den richtigen Ton gefunden und die passenden
Akzente gesetzt. lhr besonderes Gespir fur Entwicklungen und Situationen gerade in den vielen
vertraulichen und personlichen Kontakten hat oftmals zu guten und erfolgreichen Ergebnissen gefihrt,
die dann Grundlage fir bedeutsame Meilensteine in der Stadtentwicklung waren.

Sie haben sich durch lhre Arbeit hohe Anerkennung und Wertschatzung in der Verwaltung, in der
Wirtschaft wie auch in der Offentlichkeit und Politik erworben.

In den Jahren meiner Amtszeit waren Sie mir personlich stets ein wichtiger und wertvoller Ratgeber. Sie
haben mich von Beginn in héchstem MalRe in meiner Arbeit unterstitzt. Den Erfahrungs- und
Informationsaustausch mit Ihnen habe ich stets sehr geschatzt. Und fir all das danke ich Ihnen an
dieser Stelle ausdricklich und sehr herzlich.

Sehr geehrter Herr Aschhoff, |hre Erfahrung, lhre Vertrauenswuirdigkeit, lhr Netzwerk, Ihr
Hintergrundwissen, Ihr Verstandnis fir Personen und Zusammenhdnge werden der Stadtverwaltung
fehlen. Ich bin mir aber sicher, dass Ihr Nachfolger, Herr Combrink, dem Sie einen Teil Ihres Wissens
weitergegeben haben, Ihre erfolgreiche Arbeit mit dem gleich hohen Engagement fortsetzen wird. Dazu
winsche ich ihm viel Erfolg.

Sehr geehrter Herr Aschhoff, Sie werden heute lhre Entlass-Urkunde erhalten, Sie werden offiziell in den
Ruhestand verabschiedet. Wenn Sie nun zukiinftig ganz privat und ohne Zeitdruck durch das Oelder
Stadtgebiet radeln, werden Sie mit einer Vielzahl von Baugebieten, von entwickelten Gewerbeflachen,
von Projekten lhre ganz personlichen Erinnerungen verbinden. Mit Stolz kdnnen Sie auf das Erreichte
zurlckblicken.

Geniel3en Sie Ihren Ruhestand, genieRen Sie die Zeit mit Ihrer Familie — die Enkelkinder freuen sich,
wenn der Opa Zeit fur sie hat. Erfillen Sie sich Wiinsche, besuchen Sie Orte, die sie schon immer sehen
wollten — nun ist die Zeit dazu. Ich wiinsche lhnen alles Gute, vor allem Gesundheit und persoénliche
Zufriedenheit.

Vielen herzlichen Dank.*

Herr Aschhoff bedankt sich und richtet einige personliche Worte an den Rat der Stadt Oelde.

| 7. Aufnahmeverlangen von Tagesordnungspunkten;Antrage der Fraktionen |

7.1. Antrag der FDP-Fraktion; Ausschreibung eines Investorenwettbewerbs zur Entwicklung
eines Wohnprojektes
Vorlage: B 2020/011/4591

Herr Zurbriiggen hat sich zu diesem Tagesordnungspunkt fur befangen erklart. Er nimmt an der
Beratung und Beschlussfassung nicht teil.

Die FDP-Fraktion beantragt mit Schreiben vom 6. Juni 2020 die Ausschreibung eines
Investorenwettbewerbs zur Entwicklung eines Wohnprojektes auf dem ehem. Postgelande.
Herr Westbrock begriindet den Antrag wie folgt:

L,Urbanes Wohnen in zentraler Lage Uber alle Generationen kann einen wesentlichen Beitrag dazu
leisten, die Attraktivitat der Innenstadt von Oelde langfristig zu erhdéhen.

Die zentrale Lage des Gelandes in Bezug auf die Stadtmitte, auf Arztpraxen und Apotheken, auf
Einzelhandel sowie auf die Verkehrsanbindung durch die raumliche Nahe zum Bahnhof ist dafir
hervorragend geeignet. Das bedeutet, dass dort eine ausgezeichnete Wohnmaglichkeit fur alle Birger
besteht, insbesondere aber fir behinderte Menschen, fir Senioren, fir junge Familien, etwa auch
Studentenfamilien mit Kind(ern).
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Durch den demographischen Wandel wird sich die Nachfrage nach dieser Art des Wohnens weiter
erhdhen. Die Stadt Oelde als Eigentimerin des Postgelandes sollte daher die Chance ergreifen, eine
zukunftsfahige Entwicklung der Innenstadt voranzutreiben.”

Herr Niebusch gibt seinem Erstaunen dartiber Ausdruck, wie schnell sich Antragsinhalte doch &ndern
kénnen. Er gibt zu bedenken, dass mit dem Abbruch der auf dem Gelande vorhandenen Gebaude hohe
Kosten verbunden seien und bittet, Gber den Antrag der SPD-Fraktion zu der Sache unter TOP 32.1 zu
entscheiden.

Herr Soldat ist der Meinung, dass die Post ein guter Mieter der Immobilie sei und die Stadt damit eine
entsprechende Rendite erziele. Ferner zu beachten, dass die Post ein neues Geb&aude bendtige, wenn
diese das Gelande nicht mehr nutzen kénnten.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde lehnt den Antrag der FDP-Fraktion vom 6. Juni 2020 auf Ausschreibung eines

Investorenwettbewerbs zur Entwicklung eines Wohnprojektes auf dem ehemaligen Postgeléande
mehrheitlich bei 23 Gegenstimmen, einer Ja-Stimme und vier Enthaltungen ab.

8. Umbesetzung in Gremien: Bauverein Oelde GmbH Aufsichtsrat, Bauverein Oelde GmbH
Gesellschafterversammlung, Gesellschaft fur Wirtschaftsférderung im Kreis Warendorf
mbH (GfW) Gesellschafterversammlung
Vorlage: B 2020/011/4554

Herr Blrgermeister Knop tragt vor:

Herr Klaus Aschhoff ist aus dem Dienst bei der Stadt Oelde ausgeschieden. Herr Volker Combrink hat
die Aufgabe als Wirtschaftsforderer ibernommen.

Die Verwaltung schlagt vor, die Nachbesetzungen wie folgt vorzunehmen:

Gremium Bisherige Besetzung Nachbesetzung
Bauyereln Oelde GmbH Klaus Aschhoff Volker Combrink
Aufsichtsrat

Bauverein Oelde GmbH | Klaus Aschhoff Volker Combrink
Gesellschafterversammlung Vertreter: André Leson Vertreter: André Leson

Gesellschaft fur
Wirtschaftsforderung im Kreis
Warendorf mbH (GfwW)
Gesellschafterversammlung

Burgermeister  Karl-Friedrich | Burgermeister  Karl-Friedrich
Knop Knop
Vertreter: Klaus Aschhoff Vertreter: Klaus Aschhoff

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig:

Herr Klaus Aschhoff wird aus dem Aufsichtsrat der Bauverein Oelde GmbH abberufen. Herr Volker
Combrink wird in den Aufsichtsrat der Bauverein Oelde GmbH berufen.

Herr Klaus Aschhoff wird aus der Gesellschafterversammlung der Bauverein Oelde GmbH
abberufen. Herr Volker Combrink wird in die Gesellschafterversammlung der Bauverein Oelde GmbH
berufen. Als sein Stellvertreter wird Herr André Leson berufen.
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Herr Klaus Aschhoff wird als Stellvertreter von Herrn Blrgermeister Karl-Friedrich Knop aus der
Gesellschafterversammlung der Gesellschaft fur Wirtschaftsforderung im Kreis Warendorf mbH
(GfW) abberufen. Herr Volker Combrink wird als Stellvertreter von Herrn Blrgermeister Karl-Friedrich
Knop in die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft fur Wirtschaftsforderung im Kreis Warendorf
mbH (GfW) berufen.

9. Wohnraumbedarfsanalyse fur die Stadt Oelde
Vorlage: B 2020/610/4568

Herr BlUrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Im Dezember 2019 wurde der Auftrag zur Erstellung einer Wohnraumbedarfsanalyse als gemeinsam zu
bearbeitenden Auftrag an die Blros akp_ Brand Hoger Kunze Partnerschaft und p+t protze und theiling
GbR vergeben. Das Ziel dieses Auftrags war einerseits die Ermittlung einer verlasslichen Datenbasis
unter Bertcksichtigung des kurz-, mittel- wie auch langfristigen Wohnungsbedarfs. Darlber hinaus
sollten Handlungsempfehlungen fiir das kommunale Handeln entwickelt werden, um den
Wohnungsmarkt bedarfs- und nachfragegerecht fortzuentwickeln und somit effizient und nachhaltig zu
starken.

Der nun vorliegende Endbericht der Wohnraumbedarfsanalyse liegt als Anlage bei und wird in der
Sitzung des Ausschusses fir Planung und Verkehr von Vertretern der Auftragnehmer im Rahmen einer
Prasentation vorgestellt. Der Bericht basiert auf einem ausfihrlichen Analyseteil, aus dem sich dann
Handlungsstrategien fir verschiedene Segmente des Wohnungsmarktes sowie ein Katalog aus
Handlungsempfehlungen fur den Wohnungsbestand wie auch den Umgang mit Neubauvorhaben
ableiten.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt die Wohnraumbedarfsanalyse als grundsatzlichen Handlungsleitfaden
fur Politik und Verwaltung zur Steuerung des Wohnungsbaus in Oelde zur Kenntnis.

10. Lichtkonzept fur die Innenstadt
Vorlage: B 2020/661/4567

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Das Lichtkonzept ist Bestandteil des Masterplans Innenstadt (Projekt 3, Férderung in Hohe von 50%).
Der Auftrag zur Erstellung des Lichtkonzepts wurde im Oktober letzten Jahres an die Firma Schmitz
Schiminski Nolte Design PartG erteilt.

Durch das Lichtkonzept fur die Oelder Innenstadt soll das né&chtliche Bild des innerstadtischen
Kernbereichs verbessert werden, um die Attraktivitat flr die Einwohner/innen der Stadt und auch fir
abendliche Besucher/innen zu steigern. Platze, Gebaude und Orte werden in ihrer Individualitdt durch
Lichtakzente und Differenzierungen dargestellt. Es entstehen sehenswerte nachtliche Stadtbilder, die
immer auch werbewirksame und ausgewdahlte Fotomotive in den sozialen Medien sind.



13

Im Gesamtrahmen der maf3geblichen stadtrdumlichen Planungsaspekte werden aul3erdem die Themen
Verkehrssicherheit und Orientierung, Aufenthaltsqualitat und Denkmalschutz sowie Umweltschutz und
Wirtschaftlichkeit einbezogen. Im Lichtkonzept wird die Bestandssituation analysiert, es werden Starken
und Schwéchen untersucht und Mafinahmen zur Verbesserung vorgestellt.

Neben der reinen Verkehrswegebeleuchtung werden die Anforderungen an eine moderne
Stadtraumbeleuchtung und eine zeitgemale und zukunftsorientierte technische Ausstattung der
Leuchten aufgezeigt.

Die Mdoglichkeiten einer nutzungsorientierten Leuchtensteuerung und weitergehender Themenfelder im
Bereich ,intelligentes Licht* sowie das Spektrum zukinftiger Aufgaben flr das Beleuchtungsnetz werden
vorgestellt.

Die Integration von Objekten am Leuchtenmast wird berlcksichtigt. Dazu gehdren in den Leuchtenmast
integrierte Steckdosen mit hoher Betriebssicherheit und geringer Baugroi3e.

Betriebs- und Wartungskosten werden bewertet.

Zudem werden konkrete Beispiele in Form von Fassadenbeleuchtung und Lichtideen im Stadtraum
aufgezeigt, die projektweise in Regie der Stadt oder in Zusammenarbeit als Denkanstol3 mit 6rtlichen
Akteuren umgesetzt werden kénnen. Eine Visualisierung der sanierten und verbesserten Beleuchtung
von St. Johannes, der Ev. Stadtkirche sowie ein Vorschlag zur neuen Beleuchtung der Stadtbiicherei
sind hier konkrete Beispiele.

Das erarbeitete Lichtkonzept wird dem Ausschuss fur Planung und Verkehr in Form einer PowerPoint-
Prasentation vorgestellt und umfasst folgende Inhaltspunkte:

1. Analyse der Bestandssituation:
e Allgemeinbeleuchtung
e Stadtraumbezogene Beleuchtung
e Objektbezogene Beleuchtung
e Privates Licht & Werbung
¢ Veranstaltungen und Feste
2. Handlungsempfehlungen
e Allgemeinbeleuchtung von Verkehrsstraf3en
¢ Allgemeinbeleuchtung und ortshezogene Beleuchtung im Stadtkern inkl. konkreter Vorschlage fur Leuchten
e Zusatzliche Akzentuierung stadtraumbildender Architektur, ausgewahlter Objekte und Orte
e Privates Licht und Lichtwerbeanlagen
3. Objektbeleuchtung
e Visualisierung des Beleuchtungskonzepts fir: - Ev. Stadtkirche -Kirche St. Johannes -Stadtbibliothek
4. Weiter Beispiele und Ideen fir Lichtgestaltung
e Platzgestaltung
e Objektbeleuchtung

¢ Fassadenbeispiele

Das Lichtkonzept Oelde wird als Rahmenplan angelegt, der in einzelnen Teilschritten im Zuge von
Sanierungen und UmgestaltungsmalRnahmen umgesetzt werden kann.

Beschluss:

Der Rat beschlief3t einstimmig die Beriicksichtigung des Lichtkonzepts als grundsétzlichen Rahmenplan
fur zukinftige MaRnahmen im Innenstadtbereich. Die tats&chliche Umsetzung von Vorschlagen aus dem
Rahmenplan ist im Detail den politischen Beratungen zu den jeweiligen EinzelmaRnahmen vorbehalten.
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11. Umgang mit coronabedingten Auswirkungen auf den Haushalt
Vorlage: B 2020/200/4572

Herr Jathe tragt vor:

In der Ratssitzung am 04. Mail 2020 wurde die Finanzlage der Stadt Oelde im Haushaltsjahr 2020 und
Berticksichtigung der coronabedingten Folgen dargestellt. In diesem Zusammenhang wurden mit den
Anlagen 1 und 2 Listen zu Einsparmdglichkeiten von der Verwaltung vorgelegt.

Der Rat beschloss in der Sitzung am 04. Mai 2020 die Umsetzung der in den Anlagen 1 und 2
genannten Erméachtigungen durch die Verwaltung zundchst bis zur nachsten Ratssitzung
zurlickzustellen/auszusetzen. Eine abschlieRende Entscheidung des Rates, ob und ggf. welche
Erméachtigungen aus der als Anlagen 1 und 2 fur das Jahr 2020 endgultig verschoben werden, so dass
diese Maflnahmen in den Haushaltsplanentwurf des Folgejahres neu aufgenommen werden, soll in der
Ratssitzung am 22. Juni 2020 erfolgen.

Seit der Ratssitzung vom 04. Mai 2020 hat die Verwaltung Anfragen der Fraktionen zu den Einsparlisten
erhalten. Anlasslich der Anfragen wurden die Einsparlisten wie folgt geandert und sind nun in aktueller
Fassung der Sitzungsvorlage beigefiigt:

In der Anlage 2 - Einsparvorschlag: Haushaltsansatze fur Investitionsmaf3nahmen des Finanzplanes
2020 wurde ein Einsparvorschlag auf der Haushaltsstelle 03.01.01/0140.7832001 - Ausstattung
Grundschulen aus Digitalpakt/ Mobile Endgerate fur Grundschulen im Rahmen des Digitalpaktes des
Bundes — in Héhe von 70 T€ um die damit verbundenen Investitionszuweisungen in Hohe von 63 T€
gemindert, sodass eine tatsachliche Einsparung von 7 T€ abgebildet wird.

Herr Drinkuth teilt stellvertretend fur alle Fraktionen mit, dass im Grunde alle Positionen der Einsparlisten
fir wichtig erachtet, gleichwohl jedoch erkenne, dass im Hinblick auf die derzeitigen Belastungen nicht
alles umsetzbar sei. Im Bereich Digitalisierung, Schulen und Unterstiitzung des Ehrenamtes wirden
Kirzungen abgelehnt.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde zieht diese Angelegenheit abweichend von der in § 3a Abs. 1 b der
Zustandigkeitsordnung des Rates geregelten Vorberatung im Finanzausschuss an sich und beschlief3t
einstimmig:

Der Rat stellt die Inanspruchnahme der Erméachtigungen des laufenden Haushaltsplanes, die sich aus
den Anlagen 1 und 2 sowie unter Berlcksichtigung der in der Sitzung eventuell beschlossenen
Anderungen hierzu, bis zum Jahresende, also um ein Jahr, zuriick und beauftragt die Verwaltung
entsprechend zu verfahren.

Anderungen der Einsparlisten in den Anlagen 1 und 2 werden wie in der Sitzung beschlossen
berucksichtigt.

Die Verwaltung wird beauftragt, in diesen Bereichen bis zum Jahresende keine neuen
Zahlungsverpflichtungen einzugehen und die Mittel nach einem noch zu erarbeitenden Konzept fur die
Haushalte kunftiger Jahre wieder anzumelden und in kiinftige Haushaltsplanentwiirfe einzuarbeiten.
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12. Fortsetzung Masterplan Innenstadt
Vorlage: B 2020/610/4545/1

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fiur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Hinweis: Im Vergleich zur Vorlage B 2020/610/4545 vorgenommene Anderungen werden in dieser
Vorlage unterstrichen dargestellt.

Sachstand zur Fortsetzung des Masterplans Innenstadt

Auch in Bezug auf den Masterplan Innenstadt hat die Corona-Pandemie deutliche Auswirkungen:
Einerseits ist die fur den Erfolg vieler Projekte erforderliche Beteiligung und Zusammenarbeit mit der
Offentlichkeit wie auch mit den Zielgruppen wie Gewerbetreibenden, Eigentimern o.4. aktuell nicht
moglich. Andererseits stellen die Einbriiche bei den Gewerbesteuereinnahmen den stadtischen Haushalt
vor nicht erwartete Herausforderungen, so dass auch die fur die Umsetzung der einzelnen Projekte des
Masterplans Innenstadt eingestellten Ausgaben noch einmal auf den Prifstand gestellt werden missen.

Trotz der finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den stadtischen Haushalt darf nicht
vergessen werden, dass diese Zeit auch fir Gewerbetreibende, Gastronomen und Eigentimer in der
Innenstadt eine besondere Herausforderung ist. Die Oelder Innenstadt ist gleichermaf3en als
Wirtschaftsstandort, weicher Standortfaktor und Treffpunkt von Bedeutung. Vor diesem Hintergrund
bietet der Masterplan Innenstadt eine entscheidende Chance, um den Akteuren der Innenstadt zu
signalisieren, dass sie mit ihren Problemen nicht alleine dastehen, und sie von Seiten der Stadt zu
unterstitzen!

Zum Sachstand der bewilligten, noch nicht abgeschlossenen Malinahmen:

e Die Ausschreibung des Projektes Gestaltungshandbuch Innenstadt (P02, 20.000 €, Eigenanteil
10.000 €) wird zunachst zuriickgestellt, da eine inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Thema
Gestaltung vor dem Hintergrund der durch die Corona-Pandemie entstandenen Belastungen
weder sinnvoll ist noch erfolgreich umgesetzt werden kénnte.

e Das Lichtkonzept (P03) ist nahezu fertig und soll in der Junisitzung des APV vorgestellt werden.

e Das ebenfalls bewilligte Projekt Citymarketing (P06) sollte laut urspriinglicher Zeitplanung - nach
Freigabe durch den Finanzausschuss - bereits ausgeschrieben sein, wurde aber aufgrund der
aktuellen Herausforderungen zunédchst angehalten. Dennoch gilt nach Auffassung der
Verwaltung: Die Schlisselrolle, die dem Citymarketing bereits schon aufgrund des lange
zuriickliegenden Erarbeitungsprozesses des Masterplans Innenstadt wie auch der durch das
Geschehen um den Birgerentscheid zur Umgestaltung des Marktplatzes erfolgten
Verunsicherungen einnehmen sollte, erfahrt unter Berlcksichtigung der aktuellen
Rahmenbedingungen eine noch grof3ere Bedeutung fur den Erfolg der Gesamtmalinahme und
sollte unbedingt weiterverfolgt werden!

Die Inhalte des Projektes werden im Folgenden noch einmal detailliert dargestellt.

e Die Kkonstituierende Sitzung der Jury des Innenstadtfonds (PO7) hat im Herbst 2019
stattgefunden. Seit Anfang dieses Jahres wurde das Projekt verstarkt beworben. Erste
Forderantrage liegen vor bzw. sind in Vorbereitung. Durch die durch den Corona-Virus bedingten
Vorkehrungen ist eine direkte Umsetzung dieser Vorhaben nicht mdglich. Nicht zuletzt auch vor
dem Hintergrund der Haushaltssituation soll der Innenstadtfonds — sofern der Foérdergeber
zustimmt — in diesem Jahr ruhen.
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e Auch wenn die Stelen im Rahmen des Beschilderungs- und Orientierungssystems (P21)
hinsichtlich der Texte, Bilder und Gestaltung in Arbeit sind, wird ein wesentlicher Teil der
Ausgaben fur den Auftrag der Produktion der Stelen benétigt werden. Dieser Auftrag soll zum
jetzigen Zeitpunkt zunachst zuriickgestellt werden zumal eine 6ffentlichkeitswirksame Eréffnung
und Prasentation aktuell ausbleiben miisste.

Um das Gesamtpaket des Masterplans Innenstadt erfolgreich umsetzen zu kénnen, soll Uber diese
MalRnahmen hinaus entgegen des letzten Ratsbeschlusses zum Masterplan Innenstadt fur das
Programmjahr 2021 erneut kein weiterer Forderantrag gestellt werden. Die_insbesondere aufgrund der
aktuellen Haushaltslage erforderliche Anpassung des Zeitplans ist in Anlage 1 ersichtlich.

Die beschriebene Vorgehensweise befindet sich in Abstimmung mit dem Foérdergeber: Grundsatzlich
wurde Verstandnis fur die Situation der Kommunen signalisiert. Die endgultige Entscheidung, ob dem
vorgeschlagenen Vorgehen zugestimmt wird, steht noch aus.

Citymarketing als Schlisselprojekt des Masterplans Innenstadt

Im Rahmen der Umsetzung des Masterplans Innenstadt nimmt das Citymarketing — gerade auch vor
dem Hintergrund der neu entstandenen Herausforderungen - eine Schlusselrolle ein: Es tragt
mafgeblich zur Starkung und Profilierung der Oelder Innenstadt bei und unterstiitzt die Umsetzung des
Masterplans Innenstadt spirbar. Im Vordergrund steht dabei die Verbesserung der vorhandenen
Kommunikationsprozesse (kein ,klassisches® Innenstadtmarketing!) mit dem Ziel der Motivation,
Beratung und Vernetzung der Gewerbetreibenden und weiteren Akteure fiir eine zukunftsfahige
Innenstadt sowie einer Vermarktung des Prozesses ,Masterplan Innenstadt zur Schaffung einer
positiven Atmosphére und der erforderlichen Strukturen zur Umsetzung der weiteren Masterplan-
Projekte.

Dabei soll das Citymarkting insbesondere folgende Aufgaben erfullen:

> Forderung der lokalen Okonomie:
Aufgabe des Citymarketings ist es, durch die Vernetzung und Beratung von Einzelhandel,
Gastronomie und Eigentimer/innen sowie die gemeinsame Erarbeitung und Umsetzung von
Handlungsstrategien — gemeinsam mit der Verwaltung — die in der Innenstadt vorhandenen
Strukturen zu stabilisieren und gemeinsam die Attraktivitdt der Innenstadt zu erh6hen. Neben der
Starkung des Einzelhandels wird auf diese Weise auch das positive Stadtimage als weicher
Standortfaktor unterstitzt.

» Kommunikation und Vermarktung des Gesamtprozesses ,Masterplan Innenstadt*:

Vor dem Hintergrund, dass die Entwicklung des Masterplans Innenstadt bereits einige Jahre her ist
und die Diskussionen um die ,Umgestaltung des Marktplatzes” im Kontext des Biirgerbegehrens zu
einem grofRen Maf3 an Verunsicherung gefuhrt hat, gilt es gleichermalf3en den Einzelhandel wie auch
die Offentlichkeit davon zu Uberzeugen, dass es sich lohnt, sich gemeinsam fir den
Innenstadtstandort in Oelde stark zu machen. Es qilt, alle von der Bedeutung des Masterplans
Innenstadt zu Uberzeugen und diesen als Chance zu begreifen, die jetzt umgesetzt werden kann und
sollte, um einem weiteren Abwartstrend entgegenzuwirken — gerade auch zur Abmilderung der
Schaden der Corona-Pandemie.



17

» Aufbau eines neuen Citymanagements
Der inhaltliche Schwerpunkt des Citymanagements der Stadt Oelde ist die Organisation von
Angeboten und Veranstaltungen in der Innenstadt, mit dem Ziel dort die Besucherfrequenz zu
erhdohen. Mit Unterstitzung des Citymarketings soll dieses Aufgabenprofil modifiziert und im Sinne
der Wirtschaftsforderung neu aufgebaut werden. Zur Gewahrleistung der Nachhaltigkeit des Projektes
,Citymarketing® soll das Citymanagement die im Rahmen des Auftrags aufgebauten Strukturen und
Prozesse fortfiihren.

» MalRnahmen des (Innen-)Stadtmarketings:
Das Stadtmarketing obliegt als Kernaufgabe dem FORUM Oelde, dem Eigenbetrieb der Stadt Oelde,
in enger Zusammenarbeit mit dem FD 011 (Biro des Burgermeisters). Das Citymarketing tbernimmt
die Funktion einer Schnittstelle zwischen den Innenstadtakteuren (u.a. dem Gewerbeverein) und der
Verwaltung. Es gilt die Ideen von allen Seiten zusammenzubringen und in eine gemeinsame Strategie
munden zu lassen, die durch konkrete MafRnahmen fir alle Innenstadtakteure wie auch die
Offentlichkeit sichtbar wird.

» die Geschaftsfuhrung fur den Innenstadtfonds:
Zur finanziellen Unterstitzung von bewohnergetragenen Mal3nahmen zur Starkung der Innenstadt ist
Ende 2019 ein so genannter Innenstadtfonds eingerichtet worden (vgl. Projekt 07: Verfligungsfonds).
Das Citymarketing tibernimmt die Geschaftsfihrung fir den Innenstadtfonds. Es unterstiitzt bei der
Antragstellung und Projektentwicklung, ladt zu den maximal dreimal jahrlich stattfindenden
Jurysitzungen ein, Gbernimmt dort die Sitzungsleitung und erstellt und versendet das Protokoll.

Das Citymarketing ist auf einen Zeitraum von funf Jahren angelegt. Dafir stehen brutto in Summe
330.000 € (jahrlich 66.000 € brutto) zur Verfligung. Der Auftrag soll zunachst fir zwei Jahre mit einer
Verlangerungsoption um weitere drei Jahre an ein fir diese Aufgaben spezialisiertes Blro vergeben
werden. Wichtig fur die Erfillung der genannten Aufgaben ist insbesondere eine gute niederschwellige
Erreichbarkeit inklusive einer Vor-Ort-Prasenz der beauftragten Personen.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde fasst jeweils einstimmig die folgenden Beschlisse:

1. Der Rat zieht die Entscheidung gemall § 1 Abs. 2 der Zustandigkeitsordnung des Rates der
Stadt Oelde an sich.

2. Unter Bericksichtigung des im Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020
beschlossenen Anderungen* erhalt die Verwaltung wie im Sachverhalt und in der Anlage 1
Zeitplan dargestellt den Auftrag, zur Fortsetzung des Masterplans Innenstadt. Dies beinhaltet
auch den Auftrag, mit der Bezirksregierung Minster den neuen Zeitplan fur die
Gesamtmalinahme abzustimmen.

*Fortsetzung des Innenstadtfonds (P07) und des Beschilderungs- und Orientierungssystems
(P21) in diesem Jahr, Vertagung des Citymarketings (P06) auf 2021 ff

3. Folgender Beschluss wird zurtickgestellt und auf 2021 vertagt:
Die MafRnahmenfreigabe fir das Teilprojekt ,Citymarketing“ wird erteilt. Die fir die
Auftragsvergabe erforderlichen Mittel in Hohe von 330.000 € werden freigegeben. Die
Auszahlung der Mittel erfolgt verteilt auf die Jahre 2020 bis 2025 bei einer Refinanzierung von
50 % aus Mitteln der Stadtebauférderung
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13. Elternbeitrage fur die Betreuung in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege
Monate Juni und Juli 2020
Vorlage: B 2020/510/4587

Herr Jathe tragt vor:

Der Rat der Stadt Oelde hat beschlossen, die Elternbeitrdge fir die Kindertagesbetreuung und die
Kindertagespflege fur den Monat Marz 2020 anteilig an die Eltern zu erstatten, da keine Betreuung in
den letzten beiden Wochen stattgefunden hatte (Dringlichkeitsentscheidung vom 31.03.2020).

Ab 08. Juni 2020 findet nunmehr wieder eine eingeschrénkte Regelbetreuung statt, so dass nach
Entscheidung des Landes NRW fir die Monate Juni und Juli 2020 jeweils ein halftiger Monatsbeitrag
von den Eltern erhoben werden kann. Die jeweils andere Hélfte der Elternbeitrége fir die Monate Juni
und Juli 2020 werden durch das Land NRW tbernommen.

Um den Verwaltungsaufwand mdglichst gering zu halten, wird der lberzahlte Betrag fiir den halftigen
Marz mit der Beitragsforderung fur den Juni verrechnet, so dass der Beitrag fur Juni 2020 nicht
eingezogen wird.

Im Juli 2020 wird ein halftiger Elternbeitrag erhoben.

Ab dem Monat August 2020 wird mit Beginn des neuen Kindergartenjahres mit einem Regelbetrieb bei
vollen Elternbeitrédgen gerechnet, jedoch bleibt die Entwicklung und die Entscheidung des Landes NRW
abzuwarten.

Herr Rodriguez teilt mit, dass die SPD-Fraktion beantrage, den Beschluss dahingehend zu erweitern,
dass auch die Essensentgelte fur die genannten Zeitraume nur hélftig erhoben werden.

Herr Jathe weist in diesem Zusammenhang auf die Vorhaltekosten fiir die Essensausgabe, auf die nicht
kostendeckende Erhebung des Entgeltes und auf den erheblichen Verwaltungsaufwand hin. Letztendlich
sei dies ein politische Entscheidung. Die finanziellen Ausfélle der Elternbeitrage wirden zumindest
teilweise durch das Land kompensiert.

Herr Westbrock stimmt dem Antrag der SPD-Fraktion im Grunde zu und erkundigt sich nach der Hohe
der Essensgelder. Dies kann nicht konkret benannt werden. Gleichwohl ergéanzt Herr Jathe, dass pro
Monat und nicht pro Essen gezahlt werde und ja nicht jedes Kind in der Einrichtung esse.

Herr Bilrgermeister Knop lasst Uber den Antrag der SPD-Fraktion und damit Gber den erweiterten
Beschlussvorschlag abstimmen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t mehrheitlich bei 23 Ja-Stimmen, zwei Gegenstimmen und vier
Enthaltungen, fur Juni und Juli 2020 sowohl den Monatsbeitrag fur die Betreuung von Kindern in
Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege als auch die Essensentgelte fur Juni und Juli
2020 halftig zu erheben, da ab dem 08.06.2020 ein eingeschrankter Regelbetrieb aufgenommen
worden ist und die jeweils andere Hélfte der Elternbeitrage durch das Land NRW erstattet werden.

Die halftigen Elternbeitrdge fur den Monat Juni 2020 werden jedoch nicht eingezogen, sondern aus
Verwaltungsvereinfachungsgrinden mit dem Erstattungsanspruch fir den hélftigen Marz 2020
verrechnet.

Die Beschlisse gelten hinsichtlich der Essensentgelte ausdriucklich nur fur die stadtischen
Einrichtungen.
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14. Elternbeitrage fur die Betreuung in der Offenen Ganztagsschule Monat Juni 2020
Vorlage: B 2020/400/4586

Herr Jathe fuhrt aus:

Der Rat der Stadt Oelde hat beschlossen, die Elternbeitrage zur OGS fir den Monat Méarz 2020 anteilig
an die Eltern zu erstatten, da keine Betreuung in den letzten beiden Wochen stattgefunden hatte
(Dringlichkeitsentscheidung vom 31.03.2020).

Ab 15. Juni 2020 findet nunmehr wieder eine Regelbetreuung in den Offenen Ganztagsschulen statt, so
dass ein hélftiger Monatsbeitrag von den Eltern erhoben werden kann.

Um den Verwaltungsaufwand mdglichst gering zu halten, wird der lberzahlte Betrag fur den halftigen
Méarz mit der Beitragsforderung fur den Juni verrechnet, so dass der Beitrag fur Juni 2020 nicht
eingezogen wird.

Ab Juli 2020 erfolgt wieder die regulare Beitragszahlung.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig, fur Juni 2020 den hélftigen OGS-Monatsbeitrag zu
erheben, da der Regelbetrieb ab 15.06.2020 wiederaufgenommen wird. Die Beitrdge zur OGS-

Betreuung fir den Monat Juni 2020 werden jedoch nicht eingezogen, sondern mit dem
Erstattungsanspruch fir den héalftigen Marz 2020 aus Verwaltungsvereinfachungsgriinden verrechnet.

15. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Stadt Oelde fur das Haushaltsjahr 2020
Vorlage: B 2020/200/4578

Herr Jathe tragt vor:

Die aktuell gilltige Fassung der Haushaltssatzung 2020 legt in 8 5 den zuldssigen Hochstbetrag der
Kassenkredite zur Liquiditatssicherung auf 10 Mio. € fest.

Im Zuge der Corona-Krise hat sich die Kassenliquiditat der Stadt Oelde deutlich verschlechtert. Wéhrend
zum Bilanzstichtag Ende 2019 noch ein positiver Kassenbestand von rund 10,1 Mio. € vorhanden war,
hat sich dieser durch coronabedingte Einnahmeausfalle, insbesondere bei Veranstaltungsentgelten,
Kita- und OGS-Beitrdgen und Steuermindereinnahmen insbesondere bei der Gewerbesteuer so
drastisch verschlechtert, dass seit Mitte April fortlaufend Kassenkredite in unterschiedlicher Hohe bis zu
derzeit 5 Mio.€ zur Sicherung der Zahlungsfahigkeit der Stadt Oelde in Anspruch genommen werden
missen. Weil in den kommenden Wochen weitere gréRere Zahlungen fir fortschreitende Bauprojekte an
Gesamtschule und Gymnasium oder Grunderwerbe fallig werden und andererseits auch im Juni und Juli
noch Kita-Beitrdge zumindest teilweise ausfallen werden bzw. noch weitere Steuerausfalle infolge noch
vorliegender Steuerstundungsantrage zu erwarten sind, ist zu befurchten, dass im Laufe des Jahres
2020 die Stadt Oelde zur Sicherstellung ihrer Zahlungsfahigkeit noch héhere Kassenkredite, als die
bisherigen 5 Mio. € in Anspruch nehmen muss.

Ob der bisher in der Satzung vorgesehene Héchstbetrag von 10 Mio. € im Jahresverlauf ausreichen
wird, kann derzeit nicht mit Sicherheit beantwortet werden. Um aber Uber die Sommerpause und die
anschlielende langere, kommunalwahlbedingte Sitzungspause bis zum Zusammentreten des neu
gewahlten Rates Anfang November 2020 handlungsfahig zu bleiben, ist es aus Grinden der Vorsicht
geboten, die Haushaltssatzung im Wege des vereinfachten Nachtrages so anzupassen, dass der
Hochstbetrag der zulassigen Kassenkredite zur Liquiditatssicherung im Haushaltsjahr 2020 vorsorglich
von 10 auf 15 Mio. € erhéht wird.
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Eine Inanspruchnahme dieser zusatzlichen Erméachtigung wird nattrlich nur und insoweit erfolgen, wie
dies zur Sicherstellung der Zahlungsfahigkeit der Stadtkasse unvermeidlich ist.

Rechtsgrundlage fiir diese vereinfachte Nachtragssatzung ist 8§ 81 Abs. 1 S. 1 der Gemeindeordnung.
Die in 8 5 der bestehenden Haushaltssatzung ausgewiesene Obergrenze der Liquiditatskredite kann nur
durch Nachtragssatzung erhoht / geandert werden.

Seit dem 20. Mai 2020 liegt ein Gesetzentwurf des Landes NRW eines ,Gesetzes zur Isolierung der aus
der COVID-19-Pandemie folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten und zur Sicherung der
kommunalen Handlungsfahigkeit sowie zur Anpassung weiterer landesrechtlicher Vorschriften® (NKF-
COVID-19-Isolierungsgesetz) vor. Nach 8§ 3 dieses Gesetzentwurfes, dessen Verabschiedung vom Land
NRW kurzfristig erwartet wird, kénnen Nachtragssatzungen zur Haushaltssatzung 2020, welche
ausschlieBlich die Anpassung des in der Haushaltssatzung festgesetzten Hdochstbetrages fur die
Aufnahme von Krediten zur Liquiditatssicherung zum Gegenstand haben, von den zustandigen Organen
(hier: Rat der Stadt Oelde) beschlossen werden. Ein vorgeschaltetes Verfahren zur offentlichen
Bekanntgabe findet nicht statt. Ebenso unterliegt ein solch eingeschrankter Nachtrag nicht den sonstigen
Form- und Inhalts-Anforderungen einer regularen Nachtragssatzung, d.h. er erstreckt sich nicht auf die
vollstandige Uberarbeitung und Aktualisierung aller sonstigen Haushaltsansatze. Das ist gerade
angesichts der derzeitigen Prognoseunsicherheiten zur Dauer der wirtschaftlichen Folgewirkungen der
Corona-Krise und damit zur weiteren Steuerentwicklung auch weder fachlich mdglich noch vom
Gesetzgeber gewollt.

Nach Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Oelde wirde die Nachtragssatzung der
Kommunalaufsichtsbehorde beim Kreis Warendorf angezeigt und darf dann frihestens eine Woche nach
der Anzeige bei der Aufsichtsbehoérde 6ffentlich bekannt gemacht werden.

Auch wenn zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Rates diese Gesetzesfassung noch nicht vom
Landtag beschlossen wurde, ist es nach erfolgter Abstimmung zwischen dem Stadtkdmmerer und dem
Kreiskdmmerer vom 26.05.2020 zulassig, als ,Vorsorgebeschluss® zur Sicherung der Funktionsfahigkeit
der Stadtverwaltung und in Erwartung der angekiindigten Rechtsanderung bereits jetzt im vereinfachten
Verfahren diese Satzungsanderung / Nachtragshaushaltssatzung im Rat zu beschlie3en.

Denn das Kommunalministerium des Landes NRW hat die Kommunen durch Erlass vom 06.04.2020,
Az. 304-36.16-2000/20 bereits im Vorgriff auf die angekiindigte Gesetzesdnderung angewiesen, wegen
derzeit coronabedingt mangelnder Verlasslichkeit der Ermittlung von Finanz- und Steuerdaten in
Pandemiezeiten den bisherigen Nachtragshaushaltsvorschriften der Gemeindeordnung in Teilen (d.h.
bezlglich der eigentlich erforderlichen Verpflichtung zur Aufstellung eines umfassenden
Nachtragshaushalts aus Anlass eines drohenden erheblich verschlechterten Jahresergebnisses, 88 81
Abs. 2 Satz 1 ziffern 1 und 2 GO NRW) bis auf Weiteres nicht nachzukommen, weil diese Normen fiir
das Jahr 2020 vorlaufig auRer Vollzug gesetzt werden (Vgl. hierzu Wortlaut von Ziffer 4 des Erlasses).

Da es aber zugleich in der aktuellen Lage nicht auszuschlieRBen ist, dass eine Kommune infolge von
Ertrags- und Einzahlungsrickgangen ihre Auszahlungsverpflichtungen nicht ohne Aufnahme von
Liguiditatskrediten wird erfillen konnen, ist den Kommunen gemal Ziffer 8 des vorgenannten Erlasses
gleichzeitig aufgegeben worden, ihren voraussichtlichen Liquiditatsbedarf zu tberprifen und die in der
Haushaltssatzung normierte Grenze des Hobéchstbetrages der Kassenkredite vorsorglich durch
Nachtragshaushaltssatzung im erforderlichen Umfange, ggf. bei Bedarf auch deutlich, zu erhéhen.

Dieser Erlassvorgabe des Ministeriums kommt die Stadt Oelde hiermit vorsorglich zur Sicherstellung
ihrer dauerhaften Aufgabenerfillung und Handlungsfahigkeit auch im Krisenjahr 2020 nach. Denn
insbesondere die Rickgange der Gewerbesteuer um bis zu erwarteten — 40 % gegenlber dem
Planansatz und die Ruckgange bei der Einkommenssteuer um bis zu — 10 % in diesem Jahr belasten
insbesondere im 1. und Ill. Quartal die Kassenliquiditat so deutlich, dass vorsorglich die Erh6hung des
zulassigen Liquiditatskredithdchstvolumens notwendig ist.
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Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t im Wege des vereinfachten Verfahrens einstimmig folgende

1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Stadt Oelde fur das Haushaltsjahr 2020 vom
Aufgrund des 8§ 81 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geandert durch Gesetz vom ...*)i. V. m.
§ 3 NKF-COVID-19-Isolierungsgesetz hat der Rat der Stadt Oelde mit Beschluss vom 22.06.2020
folgende Anderung der Haushaltssatzung 2020 vom 09.01.2020 beschlossen:

Artikel 1

8§ 5 der Haushaltssatzung 2020 wird wie folgt geéndert:

Der Hochstbetrag der Kredite, die zur Liquiditatssicherung in Anspruch genommen werden dirfen, wird
auf 15 Mio. € festgesetzt.
(nachrichtlich: bisheriger Héchstbetrag: 10 Mio. €)

Artikel 2

Die Satzung tritt zum ...*) in Kraft.

(* nachrichtlich: Datum des Inkrafttretens des NKF-COVID-19 Isolierungsgesetzes)

16. 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 56 ,,Nienkamp* der Stadt Oelde
- Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung -
Vorlage: B 2020/610/4563

Herr Blrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18. Juni 2020.

In seiner Sitzung vom 25.04.2016 hat der Rat der Stadt Oelde die 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 56 ,Nienkamp“ der Stadt Oelde beschlossen. Da der Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a
Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt wird, wird in diesem Verfahren auf die frihzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit verzichtet.

In der Zwischenzeit wurde mit dem Projektentwickler Wecker Immobilien e.K. / Gosda — Bau Immobilien
GmbH sowie dem Planungsbiiro Drees und Huesmann eine aus Sicht der Stadtverwaltung sinnvolle
Nutzung des Areals erarbeitet und ein Entwurf des Bebauungsplanes und der zugehorigen Begriindung
erstellt. Da auch die erforderlichen Gutachten eingeholt wurden, soll das Bauleitplanverfahren
weitergefuhrt und die 6ffentliche Auslegung beschlossen werden.

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf setzt im Wesentlichen folgenden Rahmen fir die angestrebte

Bebauung fest:

e Ausweisung des Plangebietes als ,Allgemeines Wohngebiet".

e Alle Wohngebaude dirfen max. acht Wohneinheiten umfassen. Der Vorhabentrdger plant die
Errichtung von drei Baukdrpern entlang der Stralle ,Westring“. Der sudlichste dieser drei Baukdrper
soll dem sozialen Wohnungsbau vorbehalten sein und acht Wohneinheiten umfassen. Die beiden
sich nordlich anschlielenden Baukorper sollen frei finanziert werden und sechs bzw. acht
Wohneinheiten umfassen. Die beiden Baukorper sollen iber eine gemeinsame Tiefgarage mit
insgesamt 15 Stellplatzen verfigen. Im westlichen Plangebiet ist die Errichtung eines
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Mehrfamilienhauses mit acht Wohneinheiten durch einen anderen privaten Investor vorgesehen.

o Alle Gebaude kdnnen in zweigeschossiger Bauweise mit zusatzlichem Staffelgeschoss (geneigte
Dacher) errichtet werden.

e Formulierung von grunordnerischen Festsetzungen (z.B. Begriinung der nicht tUberbaubaren bzw.
nicht fur Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen nutzbaren Grundstucksflachen, Begrinung der
Dachflache der Tiefgarage).

e Berlcksichtigung der Ergebnisse der eingeholten Gutachten (Artenschutzrechtliche Prifung,
Immissionsschutz-Gutachten, Fachbeitrag Schallschutz).

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 0,44 ha und liegt westlich des Westrings und ndérdlich der
Strale ,Nienkamp®. Der Geltungsbereich umfasst die Flurstiicke 270, 271 tlw. und 368 tlw. (Flur 129)
und ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (Anlage 1).

Gegenuber dem Aufstellungsbeschluss aus dem Jahr 2016 wurde der Geltungsbereich angepasst. Um
die ErschlieBung des westlichen Baukdrpers sicherzustellen, soll eine Zuwegung zu der StralRe
.Nienkamp* zukinftig ein Bestandteil des Plangebietes sein.

Der Flachennutzungsplan der Stadt Oelde wird im Wege der Berichtigung angepasst, da dieser Bereich
bislang in weiten Teilen als ,Grunflache® mit der Zweckbestimmung Spielplatz dargestellt wird. Zukunftig
soll die Flache als ,Wohnbauflache* dargestellt werden. Eine gesondertes Anderungsverfahren ist gem.
§ 13a Abs. 2 BauGB nicht erforderlich.

Beschluss:

Der Rat zieht die Entscheidung gem. § 1 Abs. 2 der Zustandigkeitsordnung des Rates der Stadt Oelde
an sich und fasst einstimmig folgenden

Beschluss zur offentlichen Auslegung

Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 56 ,Nienkamp* der Stadt Oelde - einschlieRlich Begriindung -
ist gemalk § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Marz 2020 (BGBI. | S.
587), offentlich auszulegen. Die von der Planung berlhrten Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange sind gemal § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. Gemal § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitplane
benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen.

Der Beschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortstblich bekannt zu machen.

17. Entscheidung uber den Antrag fur die Aufstellung eines Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 132 ,,Tom-Rinck-StraBe‘“ der Stadt Oelde
Vorlage: B 2020/610/4559

Herr Biurgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlag und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Die Bolzenius und Westkdmper GmbH hat im Auftrag von Frau Verhoff mit Schreiben vom 20.05.2020
einen Antrag fur die Aufstellung eines Bebauungsplanes gestellt. Mit dem Bebauungsplan soll die
planungsrechtliche Voraussetzung fir die Errichtung eines Tierfachmarktes mit Wohnnutzung auf einer
Bauliicke an der Tom-Rinck-Stral3e (Flur 6, Flurstiicke 396 und 650) geschaffen werden.

Bei dem Tierfachmarkt handelt es sich um keine Neuansiedlung, sondern um die Verlagerung eines
bestehenden Betriebes von der Lindenstrale an den neuen Standort an der Tom-Rinck-StralRe.
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Gemal Antrag soll der Baukérper in 2-geschossiger Bauweise mit Pultdach ausgefiihrt werden. Die
bebaute Flache betragt rund 460 m2. Im Erdgeschoss befinden sich die Verkaufsflache von gut 300 mz,
die Lagerflache mit 40mz2 sowie notwendige Nebenrdaume. Im Obergeschoss sind finf Wohneinheiten mit
einer gesamten Wohnflache von rund 260 m2 vorgesehen.

Beide Parzellen liegen im Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 2 ,Warendorfer
StraRe Ost* aus dem Jahr 1970. Die Flache der Parzelle Flur 6, Flurstiick 396 ist hierin als Flache fur
einen Kinderspielplatz und die Flache der Parzelle Flur 6, Flurstick 650 ist als Mischgebiet
ausgewiesen. Somit fehlen derzeit die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Verwirklichung des
Vorhabens. Darlber hinaus wird seitens der Verwaltung auf der betroffenen Flache kein Bedarf fir die
Errichtung eines Spielplatzes gesehen, so dass diese flr eine andere Nutzung zur Verflgung stehen
kann.

Bereits in 2017 war fur den gleichen Geltungsbereich ein Antrag auf Bauleitplanung fir ein
vergleichbares Vorhaben seitens des Rats der Stadt Oelde positiv beschieden worden. Der Unterschied
zum jetzigen Entwurf bestand darin, dass die Nutzungen Tierfuttermarkt und Wohnen auf zwei
Baukdrper aufgeteilt war. Seinerzeit wurde das Verfahren durch die Antragsteller aber nicht
weiterverfolgt, so dass es eingestellt wurde.

Aus stadtebaulicher Sicht ist die geplante Bebauung und Nutzung dieser bislang unbebauten Flachen
eine sinnvolle Ergénzung der im Norden bestehenden Wohnbebauung und der im Suden bestehenden
gewerblichen Bebauung (Waschplatzanlage, Tankstelle). Durch einen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan besteht auch die Mdoglichkeit, das an dieser Stelle geplante Aufeinandertreffen von
Wohnen und Gewerbe ausreichend zu regeln. Es ist das Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
vorgesehen.

Seitens der Verwaltung wird daher empfohlen diesem Antrag zu entsprechen. Bei einem positiven
Votum sollen die fur das Bauleitplanverfahren notwendigen Unterlagen (u.a. Planentwurf und
Begrindung) erstellt werden, so dass in der néchsten Sitzungsfolge die notwendigen Beschlisse
(Einleitung des Verfahrens, Beschluss zur ¢ffentlichen Auslegung) gefasst werden kénnten.

Beschluss:

Entscheidung Uber den Antrag auf Bauleitplanung

Der Rat der Stadt Oelde stimmt dem Antrag vom 20.05.2020 auf Einleitung eines Verfahrens zur
Aufstellung eines Bebauungsplans fir den Neubau eines Tierfuttermarktes mit Wohnungen an der Tom-
Rinck-StralRe (Flur 6, Flurstiicke 396 und 650) einstimmig zu.

18. Entwicklung des Areals zwischen den StralRen Goldbrink/Von-Nagel-StraRe/Zum
Sundern
Bebauungsplan Nr. 137 ,,Goldbrink/Von Nagel-StraBe/Zum Sundern“ — Verlangerung
der Veranderungssperre
Vorlage: B 2020/610/4556

Herr Zummersch hat sich zu diesem Tagesordnungspunkt fur befangen erklart und nimmt an der
Beratung und Beschlussfassung nicht teil.

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020-

Durch die Verlagerung der Firma Hammelmann in das Gewerbegebiet Oelde A2 und den Abbruch der
ehemaligen Firmengebaude steht die Flache zwischen den Stra3en ,Goldbrink/Von-Nagel-Straf3e/Zum
Sundern® fir neue Nutzungen zur Verfiigung. Der Bereich liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans
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Nr. 2 ,Warendorfer Stralte Ost“ aus dem Jahr 1956, der in diesem Bereich Flachen fir eine Gewerbe-
und Industriebebauung vorsieht. Diese Festsetzung hat bislang unverandert Bestand.

Insbesondere der Ostlich der Goldbrinks gelegene Teil des Plangebietes soll aufgrund seiner Lage als
Wohngebiet entwickelt werden, da sich nérdlich, éstlich und sudlich weitere Wohngebiete befinden. Auf
einem kleineren Teil der Flachen befinden sich derzeit sudlich und nordwestlich der ,Von-Nagel-Stralte*
noch Gewerbebetriebe. Fir diese Betriebe sind noch Ldosungen zu erarbeiten, da diese die Nutzung
dieser Flachen fur die Entwicklung eines Wohngebietes einschréanken. Gleichzeitig ist es erforderlich,
den Entwicklungen, die das Ziel der Schaffung neuer Flachen fir den Wohnungsbau verhindern wirden,
entgegen zu steuern. Hierzu wurde in der Ratssitzung vom 17.09.2018 eine Veranderungssperre gemar
8 14 BauGB erlassen, welche am Tage ihrer oOffentlichen Bekanntmachung vom 26.09.2018 in Kraft
getreten ist. Auf der Grundlage dieser Veranderungssperre kénnen zur Sicherung der beabsichtigten
Planung Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB (Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung von
baulichen Anlagen) nicht durchgefiihrt werden. Eine Veranderungssperre gilt fur zwei Jahre, die
Geltungsdauer kann maximal zweimal um ein Jahr verlangert werden und ist als Satzung zu
beschlieRen.

Zur Entwicklung des Areals zwischen den Stral’en ,Goldbrink/Von-Nagel-StralRe/Zum Sundern® soll
durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 137 ,Goldbrink/Von-Nagel-Stralte/Zum Sundern® eine
stadtebauliche Aufwertung dieses Bereiches zur Entwicklung eines innenstadtnahen Wohngebietes
planerisch ermdglicht und abgesichert werden. Gleichzeitig soll das im angrenzenden Umfeld
vorhandene Nutzungsspektrum stabilisiert bzw. so weiterentwickelt werden, dass negative
Entwicklungen auf das geplante Wohngebiet ausgeschlossen werden kdnnen. Planerisches Ziel ist es,
diesen Bereich als wichtige Ergénzung des innenstadtnahen Wohnens zu entwickeln. Dies ist auch aus
stadtebaulicher Sicht sinnvoll, da sich noérdlich, 6stlich und sudlich weitere Wohngebiete befinden und
die bisherige Ausweisung eines Gewerbe- und Industriegebietes auf diesen Flachen nicht mehr den
heutigen Anforderungen an eine Trennung von Gewerbe- und Industrieflachen und Wohnen entspricht.
Um einen vertraglichen Ubergang zur geplanten Wohnentwicklung zu gewahrleisten, soll der
nordwestliche Anderungsbereich nérdlich der ,Von-Nagel-StraRe* und ein Streifen westlich der StraRe
,Goldbrink* als gemischte Bauflache dargestellt werden.

Um der Brachflache wie beschrieben eine neue Nutzung zuweisen zu kdnnen, ist es in diesem Bereich
erforderlich, die Darstellungen des Flachennutzungsplans zu &ndern und einen Bebauungsplan
aufzustellen. Die entsprechenden Einleitungs- und Aufstellungsbeschlisse sind in der Ratssitzung vom
17.09.2018 getroffen worden. Darlber hinaus ist in der Ratssitzung die Veranderungssperre flr den
erweiterten Bereich des aufzustellenden Bebauungsplans Nr. 137 als Satzung beschlossen worden.

Der Planungsprozess ist dahingehend fortgeschritten, dass sich die Eigentimer u.a. in Bezug auf den
stadtebaulichen Entwurf im Abstimmungsprozess befinden. Da weiterhin Umnutzungstendenzen im
Plangebiet ablesbar sind, empfiehlt es sich, zur weiteren Sicherung der Bauleitplanung mit den
genannten stadtebaulichen Zielen, flr das kinftige Plangebiet eine Verlangerung Veranderungssperre
gem. 8 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB vorzusehen.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig:

Zur weiteren Sicherung der Planungsziele im Bereich des aufzustellenden Bebauungsplanes Nr. 137
,Goldbrink/Von Nagel-StralRe/Zum Sundern" beschlie3t der Rat der Stadt Oelde folgende Satzung uber

die Verlangerung der Veranderungssperre fur den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 137
»Goldbrink/VVon-Nagel-StralRe/Zum Sundern*;
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Satzung der Stadt Oelde

Uber die Verlangerung der Veranderungssperre der Stadt Oelde fir den Bereich des
Bebauungsplanes Nr. 137 ,,Goldbrink/Von-Nagel-StralRe/Zum Sundern”

Aufgrund der 88 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.
Méarz 2020 (BGBI. | S. 587) geandert worden ist und den 88 7 und 41 der Gemeindeordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW.
S. 666 / SGV. NW. 2023), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW.
S. 218b), in Kraft getreten am 15. April 2020 hat der Rat der Stadt Oelde am __. _ .2020 folgende
Satzung beschlossen:

Praambel

Der Rat der Stadt Oelde hat am 17.09.2018 beschlossen, fur das in 8 2 nadher bezeichnete Gebiet
»Goldbrink/Von-Nagel-StraRe/Zum Sundern® einen Bebauungsplan zu erlassen. Zur Sicherung der
Planung wurde fir dieses Gebiet mit Satzungsbeschluss vom 17.09.2018, ortsiblich bekannt gemacht
am 26.09.2018, eine Veranderungssperre erlassen.

81 Zweck der Verdnderungssperre

Die Veranderungssperre dient der Sicherung der planerischen Zielsetzung des aufzustellenden
Bebauungsplanes Nr. 137 ,Goldbrink/Von Nagel-StraRe/Zum Sundern” und damit der Sicherung der
stadtebaulichen Ordnung sowie der geordneten weiteren stadtebaulichen Entwicklung fir die
Entwicklung eines neuen innenstadtnahen Wohngebietes. Der Rat der Stadt Oelde hat am 17.09.2018
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 137 ,Goldbrink/Von-Nagel-Stra3e/Zum Sundern" gem. § 2
BauGB beschlossen.

§2 Verlangerung der Geltungsdauer

Zur weiteren Sicherung der Planung im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplans Nr. 137 ,Goldbrink/Von-Nagel-StraRe/Zum Sundern wird die Geltungsdauer der
entsprechenden Veranderungssperre gem. § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB um ein Jahr verlangert.

8§83 Raumlicher Geltungsbereich der Veranderungssperre

Der réaumliche Geltungsbereich dieser Veranderungssperre umfasst folgende Flurstiicke in der
Gemarkung Oelde:

Flur 5, Flursticke 11, 13, 19, 250, 221, 229, 230, 249, 252, 316, 330, 331, 359, 361, 363, 365, 368,
369, 391, 392, 413, 414, 466, 467

Flur 6, Flurstucke 136, 157 (tlw.), 162 (tlw.), 327, 328, 343, 347, 506, 509, 510, 537, 561, 605, 653, 654,
660, 661.

Der Geltungsbereich ist dem anliegenden Lageplan zu entnehmen (siehe Anlage 1). Der Lageplan ist
Bestandteil dieser Satzung und liegt fur die Zeit der Veranderungssperre wahrend der Dienststunden bei
der Stadtverwaltung Oelde — Fachdienst Planung und Stadtentwicklung — Zimmer 429, Ratsstiege 1,
59302 Oelde, zur Einsicht aus.

§3 Rechtswirkungen der Veranderungssperre, Ausnahmen

Im rAumlichen Geltungsbereich der Veranderungssperre diirfen

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefuhrt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden,
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b) erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Verdnderungen von Grundsticken und baulichen
Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht
vorgenommen werden.

Ausnahmen von der Veranderungssperre kdnnen nach Mal3gabe des § 14 Abs. 2 BauGB erlassen
werden.

8§84 Bestandsschutz

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veranderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Unterhaltungsarbeiten und die Fortfihrung einer bisher ausgelibten Nutzung werden von der
Veranderungssperre nicht berihrt.

Wenn Uberwiegende o6ffentliche Belange gemal § 14 Abs. 2 BauGB nicht entgegenstehen, kann von der
Verédnderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung Uber Ausnahmen trifft die
Baugenehmigungsbehdrde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

85 Inkrafttreten
Die Verlangerung der Veranderungssperre tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt aul3er
Kraft sobald und soweit fir ihren Geltungsbereich (8 3) die Voraussetzungen fur ihren Erlass

weggefallen sind, die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, spatestens aber nach Ablauf
von einem Jahr seit ortsiiblicher Bekanntmachung.

Der Beschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortstiblich bekannt zu machen.

19. Nachverdichtung siidlich der Strafe ,,Am Ruthenfeld“
A) Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 75 "Axthausen -
Sad"
B) Einleitungsbeschluss zur 29. Anderung des Flachennutzungs-plans der Stadt Oelde
C) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gemaR 8 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB
und 8 4 Abs. 1 BauGB
D) Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 133 ,Siidlich Am Ruthenfeld” der
Stadt Oelde
E) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gemafl 8 2 Abs. 2 BauGB, 8 3 Abs. 1BauGB
und 84 Abs.1BauGB
Vorlage: B 2020/610/4562

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Mit Datum vom 19.10.2017 ist im Namen der Eigentimer des Grundstiickes ,Am Ruthenfeld 24“ die
Einleitung eines Bauleitplanverfahrens fur die Flurstiicke 49 und 50, Flur 149 beantragt worden. Der Rat
der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung vom 15.01.2018, konkrete Planentwirfe lagen in der damaligen
Sitzung noch nicht vor, folgenden Beschluss gefasst:

.Die Ausweisung von Wohnbaufldchen im Bereich ,Siidlich der Stralle Am Ruthenfeld” ist grundsétzlich
denkbar, da durch das Vorhaben eine baulich bereits vorgepragte Flache am Siedlungsrand der
Wohnbebauung zugefuhrt werden kann. Dem Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens zur
Prifung der Realisierungsmdéglichkeiten wird daher gefolgt.

Mit dem Vorhabentrager sollen Gesprache gefuhrt werden, welche die Entwicklung eines
beratungsfahigen Bebauungsplanentwurfes zum Ziel haben. Gleichzeitig sollen die Mdglichkeiten einer
VergroRerung des angefragten Plangebietes geprift werden.
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Sobald ein Bebauungsplanentwurf einschliel3lich der Begriindung vorliegt, soll Gber die weiteren Inhalte
und Verfahrensschritte entschieden werden.*

Im Nachgang zu dieser Beschlussfassung wurden Gesprache mit den betroffenen Tragern offentlicher
Belange sowie mit den Eigentimern der angrenzenden Grundstiicke gefihrt. Eine VergroRerung des
Plangebietes kommt aufgrund der verschiedenen Interessenlagen der Eigentiimer nicht infrage. Um der
Nachfrage nach Wohnraum gleichwohl nachkommen zu konnen, soll nun fur die urspringlich
angefragten Flachen Planungsrecht geschaffen werden:

Die Flachen des Bebauungsplanes sollen als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. Hierdurch

sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Errichtung von zwei Mehrfamilien- sowie 4-6

Einfamilienhdusern bzw. Doppelhdusern geschaffen werden. Folgende wesentliche Festsetzungen

wurden im Planentwurf getroffen:

e Fir das Allgemeine Wohngebiet WAL (Mehrfamilienh&user, stral3enseitige Bebauung) wird eine GRZ
von 0,4 sowie eine max. Zweigeschossigkeit (ggf. zzgl. Staffelgeschoss) festgesetzt. Als Dachform
wird das Flachdach, welches zu begrinen ist, festgesetzt. Max. sind sechs Wohneinheiten je
Wohngebaude zulassig.

e Im WA2 und WA3 sind ebenfalls max. zwei Geschosse zuldssig. Als Dachform ist das Satteldach
vorgeschrieben. Die getroffenen Hohenfestsetzungen sichern eine einheitliche Hohenentwicklung im
Baugebiet, das Nebeneinander stark unterschiedlicher Gebaudehéhen mit der Folge eines
heterogenen Ortshildes wird somit vermieden.

e Die interne Erschlie3ung ist mittels einer Stichstral3e in einer Breite von 6 Metern mit Wendehammer
geplant. Die Hauser sollen um die Stichstrale angeordnet werden. Die sudlich geplanten
Doppelhauser sollen als Querriegel den Bereich zur Bahntrasse abgrenzen und eine
larmabschirmende Wirkung fur den nérdlichen Bereich bewirken.

e Zur Beurteilung der auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen wurde eine schalltechnische
Untersuchung (Larm) sowie eine immissionsschutztechnische Untersuchung (Geruch) erstellt. Um
die gesetzlichen Grenzwerte bzgl. des Larmes einzuhalten, wurden entsprechende Festsetzungen in
den Planentwurf aufgenommen.

o Der Umweltbericht wird im Rahmen der Beteiligungen gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB als
gesonderter Teil der Begriindung beiliegen.

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 0,4 ha. Ostlich grenzen ein Pferdestall mit Reitplatz sowie
gewerbliche Nutzungen an. Im Siden grenzt das Flurstlick 749 als baumbestandenes Griinland bzw. als
Regenruckhaltebecken an. Sidlich verlaufen auRerdem die ,Rhedaer StralRe® (Kreisstralle 52) mit dem
stral3enbegleitenden Axtbach sowie die Bahnstrecke Hamm-Hannover. Westlich des Plangebiets
verlauft das Flurstlick 749 als Wegeflache und im Weiteren grenzt Griinland mit Gehoélzen an (Flurstiick
758). Im Abstand von etwa 85 Metern besteht westlich eine Wohnbebauung (Einfamilienhauser), die
vom ,Axthausener Weg“ erschlossen wird. Nérdlich der Strale ,Am Ruthenfeld“ grenzt ausgedehnte
Wohnbebauung an. Der Geltungsbereich umfasst die Flursticke 49 und 50 (Flur 149) und ist dem
beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (Anlage 4).

Gleichzeitig ist der Flachennutzungsplan der Stadt Oelde zu &ndern, da dieser Bereich bislang als
.Gewerbliche Bauflache® dargestellt wird. Zukinftig soll die Flache als ,Wohnbauflache“ dargestellt
werden, der Geltungsbereich entspricht jenem des Bebauungsplanes.

Parallel zum Planverfahren soll mit dem Vorhabentrager ein stadtebaulicher Vertrag, welcher u.a.
Fragen zur ErschlieRung und Gestaltung thematisiert, abgeschlossen werden.

Der Geltungsbereich des neu aufzustellenden Bebauungsplanes liegt im Geltungsbereich des
Aufstellungsbeschlusses fir den Bebauungsplan Nr. 75 ,Axthausen-Sud“. Fir den Bebauungsplan
wurde am 22.03.1999 der Aufstellungsbeschluss gefasst, das Verfahren wurde aber nicht weitergefihrt.
Da das damalige Ansinnen nicht weiterverfolgt wurde und durch die nun vorgestellte Planung ein
abweichender Ansatz verfolgt wird, soll der damalige Aufstellungsbeschluss aufgehoben werden.
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Der urspringlich vorgesehene Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 75 ,Axthausen-Sud® ist im
beigefugten Lageplan (Anlage 1) ersichtlich.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde fasst jeweils einstimmig die folgenden Beschlusse:
A) Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 75 "Axthausen - Sud"

Der Aufstellungsbeschluss vom 22.03.1999 fir den Bebauungsplan Nr. 75 ,Axthausen-Sid“ der
Stadt Oelde fir das Gebiet, welches im Norden von der Strale ,Am Ruthenfeld®, im Siden vom
Axtbach, im Westen von der Stralle ,Axthausener Weg“ und im Osten von einer Reitanlage
begrenzt wird, ist aufzuheben.

Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Lageplan zu entnehmen (siehe Anlage 1).

B) Einleitungsbeschluss zur 29. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Oelde

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 1
Abs. 8 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt
geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.Méarz 2020 (BGBI. | S. 587), das Verfahren zur 29.
Anderung des vom Regierungsprasidenten in Miinster mit Verfligung vom 30.12.1999 genehmigten
Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde einzuleiten.

Durch diese 29. Anderung des Flachennutzungsplanes soll eine bislang als ,Gewerbliche Bauflache®
dargestellte Flache sudlich der Strale ,Am Ruthenfeld“ und ostlich der StralRe ,Axthausener Weg*“ als
~Wohnbauflache" dargestellt werden. Hiermit sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die
Errichtung von Wohngebauden sowie der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 133 "Sudl. Am
Ruthenfeld" der Stadt Oelde geschaffen werden.

Der Geltungsbereich ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (siehe Anlage 2).

C) Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung gemal § 2 Abs. 2 BauGB, 8§ 3 Abs. 1 BauGB und §
4 Abs. 1 BauGB

Gemal § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitplane benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen.
GemanR § 3 Abs. 1 BauGB ist die Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zur 29. Anderung des Flachennutzungsplanes maglichst
friihzeitig zu unterrichten. GemaR § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange Uber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen
zu unterrichten und zur AuRRerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und
Detaillierungsgrad der Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. Die friihzeitigen
Beteiligungen gemal § 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sind durchzufiihren.

D) Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 133 ,,Suidlich Am Ruthenfeld” der Stadt
Oelde

Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t gem. 8§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 27.Méarz 2020 (BGBI. | S. 587), das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
133 ,Sudlich am Ruthenfeld" der Stadt Oelde einzuleiten. Das Planverfahren erhalt die Bezeichnung:

Bebauungsplan Nr. 133 ,,Siidlich Am Ruthenfeld* der Stadt Oelde.
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Die Flachen des Bebauungsplanes sollen als ,Allgemeines Wohngebiet® ausgewiesen werden.
Hierdurch sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Errichtung von Wohngebauden
einschlieBlich der hierfir notwendigen Infrastruktur geschaffen werden. Der Geltungsbereich umfasst
insgesamt ca. 0,4 ha.

Der Geltungsbereich liegt sidlich der Stral’e ,Am Ruthenfeld“ und dstliche der Stralle ,Axthausener
Weg"“ und umfasst folgende Flursticke

| Flur 149 | Flurstiicke 49, 50 |

E) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gem&R § 2 Abs. 2 BauGB, 8§ 3 Abs. 1 BauGB und 8
4 Abs. 1 BauGB

Gemal § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitplane benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen.
GemaR 8§ 3 Abs. 1 BauGB ist die Offentlichkeit Gber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 133 ,Sudlich
Am Ruthenfeld®. GemaR § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behtrden und sonstigen Tréger offentlicher Belange
uber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zu
unterrichten und zur AuRerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad
der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. Die friihzeitigen Beteiligungen gemaf § 2 Abs.
2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sind durchzufuhren.

Die Beschlusse sind gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsliblich bekannt zu machen.

20. Bebauungsplan Nr. 144 ,, Schmale Gasse* der Stadt Oelde
A) Entscheidungen zur vorgezogenen Beteiligung der Offentlichkeit und Behorden
B) Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung
Vorlage: B 2020/610/4560

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

In seiner Sitzung vom 16.12.2019 hat der Rat der Stadt Oelde beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 144
~ochmale Gasse“ aufzustellen. Da der Bebauungsplan im Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) aufgestellt wird, wird in diesem Verfahren auf die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit
verzichtet. Um gleichwohl eine ausreichende Information der Anwohner und interessierten Burger sicher
zu stellen, ist in der o.g. Sitzung zudem die Durchfiihrung einer Birgerversammlung beschlossen
worden. In Erganzung hierzu wurden bereits auch relevante Behdrden beteiligt, um deren Belange
frihzeitig beriicksichtigen zu kénnen.

Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes soll eine in weiten Teilen bereits bebaute Flache
nordwestlich des Einmindungsbereiches der Strale ,Schmale Gasse® in die ,Bultstral’e” Uberplant
werden. Die vorhandenen Baukdrper sollen abgerissen und durch drei Wohnbaukdrper mit jeweils neun
Wohneinheiten ersetzt werden, da eine Sanierung der Bestandsgeb&dude nicht mehr wirtschaftlich ist.
Geplant sind max. dreigeschossige Baukorper mit geneigten Dachflachen. Art und Mald der baulichen
Nutzung orientieren sich an der umliegenden Bebauung. Die Neubauten sollen in Bauabschnitten die
Bestandsgebaude ersetzen: Zunéchst soll das bereits abgebrochene Gebaude Bultstralle 4 u. 6 im
Nordosten des Plangebietes durch einen Neubau ersetzt werden. Die Stellplatze sind im Westen des
Plangebietes vorgesehen. Die Anbindung an das o6ffentliche VerkehrsstralRennetz erfolgt tber die
~>chmale Gasse" sowie die ,Bultstralle®.
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Im Zuge der Weiterentwicklung des Vorhabens haben die bisherigen Planunterlagen fur die anstehende

Beteiligung der Offentlichkeit und Behtérden gem. 88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB folgende wesentliche

Anderungen erfahren:

e Konkretisierung der Aussagen zum Mal3 der baulichen Nutzung (Trauf- und Gebaudehdhe).

e Festsetzung der max. zuldssigen Anzahl an Wohneinheiten sowie Konkretisierung der Aussagen zu
Stellplatzen und Nebenanlagen.

¢ Aufnahme von grinordnerischen Festsetzungen (u.a. Dachbegrinung von Nebenanlagen,
Anpflanzung von Heckenanlagen, Gestaltung der Stellplatze mit Rasengittersteinen, Ausschluss von
Schottergéarten).

¢ Aufnahme von gestalterischen Festsetzungen (u.a. Fassadengestaltung, Dachaufbauten).

e Formulierung von verschiedenen Hinweisen auf der Planzeichnung.

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 0,26 ha und liegt nordwestlich des Kreuzungsbereiches
,Bultstrale/Schmale Gasse®. Der Geltungsbereich umfasst die Flursticke 161 tiw. und 173 (Flur 7) und
ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen (Anlage 1).

Eine Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Oelde ist nicht erforderlich, da dieser Bereich in
weiten Teilen bereits als Wohnbauflaiche ausgewiesen ist. Auch die Ausweisung des nérdlichen
Plangebietes als Gemischte Bauflache ist konform mit dem vorgestellten Vorhaben.

A) Entscheidungen zur vorgezogenen Beteiligung der Offentlichkeit und Behérden
Al) Entscheidungen iiber die Anregungen der Offentlichkeit

Die vorgezogene Beteiligung der Offentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 14.01.2020 bis 31.01.2020.
Daruber hinaus hat am 14.01.2020 um 17.30 Uhr im Rathaus der Stadt Oelde — Grol3er Ratssaal — eine
Burgerversammlung stattgefunden. Einzelheiten hierzu sind aus der nachfolgenden Niederschrift
ersichtlich.

Ube(_die im Rahmen der Birgerversammlung vorgetragenen Anregungen, Hinweise etc. hinaus sind aus
der Offentlichkeit keine weiteren Stellungnahmen eingegangen.

1.) Niederschrift

Uber die Birgerversammlung im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 13a i.V.m. § 13(2)
BauGB fur die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 144 "Schmale Gasse" der Stadt Oelde

Termin Dienstag, 14. Januar 2020

Ort Grol3er Ratssaal — Ratsstiege 1, 59302 Oelde

Beginn: 17.35 Uhr

Ende: 18.20 Uhr

Anwesende: von der Verwaltung:
Herr Leson, Stadt Oelde, Stadtbaurat
Herr Brandner, Stadt Oelde, FD Planung und Stadtentwicklung
als Gaste:
Herr Steinhiser, Bauverein Oelde
Herr Heiringhoff, Heiringhoff Architektur
Herr Tischmann, Biro Tischmann Loh
Herr Horvat, Biro Tischmann Loh

sowie 4 Birger
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Einleitend erlautert Herr Steinhiser mittels Beamerprasentation die Bestandssituation, den derzeitigen
Gebéudebestand, das Gebéaudealter und die Entscheidung, dass eine Sanierung der Bestandsgebaude aufgrund
mehrerer Griinde u. a. des Gebaudezustands und der Wohnungszuschnitte nicht mehr wirtschaftlich sei. Der
zukinftige Abriss und bestandsersetzende Neubau soll in mehreren Bauabschnitten vollzogen werden. Die Mieter
wurden u. a. im Rahmen von Mieterversammlungen im Vorfeld Gber das Vorhaben informiert und es wird Ihnen
eine sozialvertragliche Entmietung mit Bereitstellung von Ersatzwohnungen wéhrend der Bauphase und dem
Angebot an den zuklinftigen Wohnungen gewabhrleistet.

Herr Heiringhoff erlautert mittels Fortsetzung der Beamerprasentation die Planung, Baustruktur und Anordnung der
geplanten Gebdude. Das Vorhaben des Bauvereins sieht variierende Wohnungsgré3en fir verschiedene
Anspriche vor. Diese sind tlw. barrierefrei sowie seniorengerecht geplant und verfiigen tiber Balkone oder Garten.
Zudem sei es vorgesehen Stellplatze und einen Fahrradschuppen im rickwértigen Grundstiicksbereich zu
realisieren. In Anlehnung an das bestehende Gebaude ,Schmale Gasse 8/ Bultstralle 15 sieht die zukinftige
Bebauung auch helle Fassaden und ein anthrazitfarbenes Mansarddach vor. Es sei vorgesehen 27 Wohneinheiten
mit flexiblen Wohnungsgrof3en je nach Bedarf zu realisieren.

Herr Leson erlautert kurz den Zeitablauf mit Bezug auf den Ratsbeschluss und die Birgerversammiung und leitet
anschlieBend zu Herr Tischmann Uber.

Herr Tischmann schildert das bisherige Planungsrecht nach 8§ 34 BauGB und erlautert die Entscheidung fir die
Aufstellung eines Bebauungsplans fir das mehrere Grundstiicke umfassende Projekt. Anhand der
Gegenuberstellung eines BauGB-Regelverfahrens und dem Verfahren nach § 13a BauGB erlautert Herr
Tischmann den Verfahrensablauf mit u. a. den Beteiligungsmoglichkeiten, der Abwéagung, der Beschlussfassung
und dem Aufbau des zweistufigen Verfahrens. In diesem Zusammenhang verweist Herr Tischmann auf die
Mdoglichkeit der Stellungnahme bis Ende Januar und auf die Erfassung der im Rahmen der Burgerversammlung
gestellten und beantworteten Fragen im Ergebnisprotokoll.

Anhand der Prasentation zeigt Herr Tischmann die Darstellung des Plangebiets als Wohnbauflache im
Flachennutzungsplan auf und schildert die Ziele der ,Sicherung und Weiterentwicklung von sozialvertréaglichen
Wohnraums®, der ,Innenentwicklung, Neuordnung und Nachverdichtung im Bestand®, des ,Einfligens in
bestehende stadtebauliche Strukturen® und die angestrebte ,nachbarschaftlich vertretbare Neustrukturierung®.
Anhand der Darstellung des Vorentwurfs erlautert Herr Tischmann den Inhalt des Bebauungsplans mit u. a. den
Festsetzungen der Baugrenzen, eines Allgemeinen Wohngebiets, der Stellplatzanlagen, zur Geschossigkeit sowie
der festzusetzenden Hohenbeschrankungen (Trauf- und Gesamthohe). Es wird zudem angemerkt, dass zum
Entwurf weitere Festsetzungen mit in den Bebauungsplan mitaufgenommen werden und eine umfassende
Begrindung erstellt wird.

Herr Leson leitet daraufhin mit der Bitte um Beteiligung zu den Fragen und Anregungen der Blrger tber.

Fragen, Hinweise und Anregungen der Birger

Anworten von den Herren Leson, Steinhlser,
Heiringhoff, und Tischmann

Es wird auf die Parkraumsituation mit
bestehender Parkraumnot im Zusammenspiel mit
der geringen Breite der Stralen Schmale Gasse
und BultstraRe hingewiesen. In diesem
Zusammenhang wirkt die Anzahl der Stellplatze,
welche geméaR der derzeitigen Planung
angestrebt werden, als nicht ausreichend und
nicht dem stadtischen Stellplatzschliussel von 1,3
Stellplatzen pro Wohneinheit entsprechend. Mit
Blick auf die angestrebten und derzeitig
bestehenden Wohneinheiten im Plangebiet wird
die Parksituation kritisch hinterfragt. Es wird
angeregt pro Wohnung zwei Stellplatze
einzuplanen.

Es wird angemerkt, dass das grundsatzliche
Parkplatzproblem durch die Planung von mehr
Wohneinheiten als bisherige
Bestandswohnungen noch verscharft wird. Es
wird explizit auf den Parkraum in der StrafRe
Schmale Gasse verwiesen.

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Teil der
Wohnungen, beispielsweise die
Erdgeschosswohnungen, als Senioren-
wohnungen angeboten werden und hierftr ggf.
ein Stellplatzschlissel von 1,0 Stellplatzen pro
Wohnung angenommen wird.

Der Stellplatzschlussel von 1,3 Stellplatzen pro
Wohnung ist generell richtig, jedoch kann je nach
Grolle der Wohnung auch ein anderer
Stellplatzbedarf bei der Bauordnung und spéater
bei der Baugenehmigung angenommen werden.
Die Erfahrungen aus anderen Projekten zeigen
ebenfalls Félle, in denen nicht alle Stellplatze
belegt sind. Im Falle von Seniorenwohnungen
liegt der tatsachlich bendétigte Stellplatzbedarf oft
unter 1,0 Stellplatze pro Wohnung.
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Es wird auf einen ehemaligen Gewerbebetrieb im
angrenzenden Gebéude Bultstral3e 9
hingewiesen. Die heutige Einfahrt zwischen
diesem Gebdude und dem Bestandsgebaude
BultstraBe 11 ist ca. 3,5 m breit und dient als
Einfahrt fiir die Garage von einer Person. Es wird
darauf hingewiesen, dass bei einer Durchfahrt fir
ca. 30 im rickwartigen Bereich parkende PKWs
die Durchfahrt 6 m breit sein misste. Die in der
Planung festgesetzten 4,5 m seien somit nicht
ausreichend.

Es wird auf die Brandschutzmauer auf der
Grundstlicksgrenze zum Gebéaude Bultstral’e 9
und in der Vergangenheit errichtete Wohnungen
in dem ehemaligen Gebaude des Malerbetriebs
verwiesen.

Die geplante Durchfahrt ist als Einbahnstraf3e mit
nur Ausgangsverkehr aus dem rickwartigen
Bereich des Plangebiets geplant. Es entsteht
kein Gegenverkehr, sodass die Stralle auch
schmaler sein kann. Eine Festsetzung von
mindestens 6m fir eine Zufahrt ohne
Begegnungsverkehr ist nicht bekannt.

Es wird darauf hingewiesen, dass dieser Aspekt
im Zuge der Baugenehmigung seitens der
Bauordnung nochmal gepruft wird.

Es wird gefragt, warum die Terrassen und die
Balkone genau nebeneinander geplant worden
sind.

Es wird erlautert, dass die Gebaude durch die
Anordnung der Balkone in der Mitte weniger
massiv wirken sollen. AuRerdem sind die
Balkone und Terrassen hierdurch deutlich
geschutzter.

Es wird gefragt ob in Zukunft auch
Sozialwohnungen im Plangebiet geplant sind?

Es wird erlautert, dass keine Sozialwohnungen
angeboten werden, es sollen jedoch einige
Wohnungen glnstiger vermietet werden. Diese
Wohnungen werden analog der ,Oelder
Mietpreisbremse® vermietet. Diese besagt, dass
die Wohnungen fur einen Zeitraum von 8 Jahren
zu einem Mietpreis von maximal 6,50 Euro pro
Quadratmeter vermietet werden missen. Die
Miete fur die frei verfligbaren Wohnungen soll im
Bereich zwischen 7,50 Euro und 8,50 Euro pro
Quadratmeter liegen. Dies ist jedoch abhangig
von den weiteren Baukosten.

Die ,Oelder Mietpreisbremse” als politischer
Beschluss sieht bei der Errichtung von
Mehrfamilienhdusern vor, dass mindestens 20%
bis 30% der Wohnungen zu dem erlauterten
Mietpreis angeboten werden. Ein Nachweis
gegeniber der Stadt ist verpflichtend.

Es wird gefragt, ob die derzeitigen Mieter wieder
in die neuen Wohnungen einziehen kénnen und
wie grof3 der Unterschied bei den Mietpreisen ist.

Die derzeitigen Mietpreise héngen von dem
Modernisierungsstand der einzelnen Wohnungen
ab. Die derzeitigen Mieten im Bestand liegen
zwischen 3,50 Euro und rund 5,00 Euro pro
Quadratmeter. Die geringen Mietpreise gehen
aber auch auf Vereinbarungen zuriick, in denen
die Mieter in der Vergangenheit selbst
Renovierungen etc. ibernommen haben.

Nachdem keine weiteren Fragen gestellt wurden schlief3t Herr Leson um 18.20 Uhr die Veranstaltung und verweist
in diesem Zusammenhang noch auf die Mdoglichkeit der Stellungnahme in den nachsten Wochen und

diesbeziiglich auf den Ansprechpartner der Verwaltung Herr Brandner.

André Leson
Stadt Oelde,
Stadtbaurat

Mirko Horvat
Schriftfuhrer
Planungsbiiro Tischmann-Loh
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Die Fragen und Anregungen aus der Birgerversammlung werden zur Kenntnis genommen. Es wird
festgestellt, dass die meisten Fragen im Rahmen der Versammlung beantwortet werden konnten.
Nachfolgende Fragen/Anregungen aus der Versammlung blieben unbeantwortet bzw. unterliegen noch
der Abwagung:

Beschluss:

Die Fragen und Anregungen aus der Bilirgerversammlung werden zur Kenntnis genommen. Es wird festgestellt,
dass die Fragen i. W. im Rahmen der Versammlung bereits beantwortet werden konnten.

Die nachfolgenden Fragen/Anregungen aus der Versammlung blieben unbeantwortet bzw. sind in Folge der
Abwagung zu prifen:

Breite der Ein- und Ausfahrt

Nach interner Prifung durch die Verwaltung missen die Fahrbahnbreiten in den Bereichen der geplanten
Ausfahrt (BultstraRe) und Zufahrt (Schmale Gasse) zu den Grundstiicken aus brandschutztechnischen Griinden
mindestens 5 m betragen. Im Entwurf des Bebauungsplans Nr. 144 wird die Fahrbahnbreite in den Bereichen der
Zu- und Ausfahrt entsprechend auf 5 m angepasst. Zudem sind in den in der Plankarte durch Schraffur
festgesetzten Randbereichen (Zu- und Ausfahrtsbereiche) zwischen den Gberbaubaren Grundstiicksflachen im
Plangebiet sowie den angrenzenden Flurstlicken 172 und 680 (Gemarkung Oelde, Flur 7) Nebenanlagen im Sinne
des § 14 BauNVO sowie Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) unzuldssig. Weiterer Handlungsbedarf
ergibt sich auf Bebauungsplanebene nicht.

Zusammenfassend soll das Planverfahren unter Beriicksichtigung der aufgenommenen Punkte fortgesetzt
werden.

A2) Entscheidungen iiber die Anregungen der Behdrden und Trager offentlicher Belange sowie der
Nachbarkommunen

Die freiwillige, vorgezogene Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange erfolgte
in der Zeit vom 14.01.2020 bis 31.01.2020. Dabei wurden bisher nur jene Stellen um Stellungnahme
gebeten, deren Belange durch die vorliegende Planung vorrangig beriihrt sind. Eine umfassende
Beteiligung von Behdrden und sonstigen Tragern offentlicher Belange erfolgt gem. § 4 Abs. 2 BauGB im
weiteren Planverfahren.

1.) Stellungnahme der LWL-Archdologie fiir Westfalen vom 24.01.2020

Es wird mitgeteilt, dass gegen die Planung keine grundsatzlichen Bedenken bestehen. Da jedoch bei Erdarbeiten auch
paldontologische Bodendenkmaler in Form von Fossilien aus der Oberkreide angetroffen werden kénnen, wird gebeten, zu
dem bereits aufgenommenen Hinweis betreffend archdologischer Bodenfunde noch folgende Punkte hinzuzufiigen:

1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Arch&ologie fir Westfalen, An den Speichern
7, 48157 Minster und dem LWL-Museum fiir Naturkunde, Referat Paldontologie, Sentruper StraRe 285, 48161
Minster schriftlich mitzuteilen.

2. Der LWL-Archdologie fiir Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten des betroffenen Grundstiicks zu
gestatten, um ggf. archdologische und/oder paldontologische Untersuchungen durchfiihren zu kénnen (§28 DSchG
NRW). Die dafiir bendétigten Flachen sind fir die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.
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Beschluss:

Der Hinweis und die Anregungen der LWL-Archaologie fiir Westfalen werden zur Kenntnis genommen und zur
umfassenden Information in die Entwurfsunterlagen mit aufgenommen. Fir den Bebauungsplan ergibt sich kein
weiterer Handlungsbedarf.

Der Anregung wird wie dargelegt gefolgt.

2.) Stellungnahme der Wasserversorgung Beckum GmbH vom 31.01.2020 und 14.02.2020

Es wird mitgeteilt, dass der Bereich erschlossen ist und entsprechend mit angepassten Neuanschlliissen weiter genutzt
werden kann. Loschwasser kann am Kreisverkehr: Konrad-Adenauer Ring- LindenstraBe und in der Lindenstralle entnommen
werden. Dies ist auch abhangig von den erforderlichen Mengen.

Auf Nachfrage, ob die erforderliche Léschwassermenge von 48 m3® pro Stunde Uber einen Zeitraum von zwei Stunden
vorgehalten werden kann, wird mitgeteilt, dass das Plangrundstiick in dem Planquadrat mit 96 cbm/h Uber zwei Stunden an
einem mittleren Verbrauchstag liegt. Es seien mindestens zwei bis drei Hydranten im Umkreis von 300 m, die die Menge in
Summe erbringen kénnen.

Beschluss:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine hinreichende Menge Loschwasser im Bedarfsfall dem Trinkwassernetz
entnommen werden kann. Die Begriindung wird um die mitgeteilten Hinweise ergéanzt. Die Brandschutzbelange
gemall den Anforderungen der BauO NRW werden angemessen berlicksichtigt. Fiir den Bebauungsplan ergibt sich
kein weiterer Handlungsbedarf.

Der Anregung wird wie dargelegt gefolgt.

3.) Stellungnahme Untere Naturschutzbehoérde vom 04.02.2020

Das Ergebnis der Artenschutzpriifung (ASP) durch die zustéandige Naturschutzbehérde wird mitgeteilt. Es wird bestatigt, dass
kein VerstolR gegen die Verbote des § 44 (1) BNatschG vorliegt. Es sind keine negativen Auswirkungen auf FFH-Anhang IV-
Arten oder europdische Vogelarten zu erwarten, aufgrund des vorhandenen Artenspektrums und der relevanten
Wirkfaktoren oder weil die vorgesehenen VermeidungsmalRnahmen inklusive vorgezogener Ausgleichsmanahmen sowie
gef. das Risikomanagement geeignet und wirksam sind. Ggf. sind folgende Nebenbestimmungen zu beachten. Das Entfernen
von Gehdlzen ist nur im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. zuldssig. Abbriiche von Geb&dude diirfen nur zwischen Dezember und
Februar erfolgen. AuRRerhalb dieses Zeitraumes ist ein Abbruch nur unter frihzeitiger Einbeziehung einer fachlichen
o6kologischen Baubegleitung zulassig.

Beschluss:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein Verstol? gegen die Verbote des § 44 (1) BNatschG vorliegt. Die zu
beachtenden Nebenbestimmungen zur zeitlichen Einschrankung von Abbrucharbeiten sowie der Beschneidung
und der Entfernung von Gehdlzen werden im Bebauungsplan als Hinweis mit aufgenommen. Fiir den Bebau-
ungsplan ergibt sich kein weitergehender Handlungsbedarf.

Der Anregung wird wie dargelegt gefolgt.
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4.) Stellungnahme des Kreises Warendorf vom 06.02.2020

Untere Wasserbehérde — Wasserwirtschaft und Gewésserschutz:

Es wird mitgeteilt, dass im Kapitel 5.6 der Begriindung zum Bebauungsplan keine Aussagen zur Niederschlagsentwasserung
getroffen werden. Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet einem sogenannten Mischwasserentwasserungsgebiet
liegt in und Schmutz- sowie Niederschlagswasser gemeinsam entsorgt werden.

Untere Bodenschutzbehorde (Altlasten):

Es wird darauf hingewiesen, dass zu der Planung derzeit keine abschlieBende Stellungnahme abgegeben werden kann.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass sich innerhalb des Plangebietes der Altstandort Nr. 61186 befindet, der im
Verzeichnis Uber Altablagerungen, Altstandorte und schadliche Bodenverdanderungen des Kreises gefiihrt wird. Dabei handelt
es sich um einen ehemaligen metallbearbeitenden Betrieb. Eine abschlieRende bodenschutzrechtliche Bewertung liegt fir
diesen Altstandort bislang nicht vor. Aus diesem Grund kdnnen mégliche Beeinflussungen / Beeintrichtigungen des
Plangebietes durch den Altstandort derzeit nicht ausgeschlossen werden.

Iu

Im Begriindungsentwurf wird im Kapitel 3.5 ,Altlasten und Kampfmittel” auf den Altstandort und den hierzu noch

bestehenden Klarungsbedarf hingewiesen.

Es wird klargestellt, dass zur Beurteilung moglicher Einfliisse des Altstandortes auf das Plangebiet eine historische Erkundung
sowie u.U. auch Untersuchungen erforderlich werden. Einzelheiten zu den aus bodenschutzrechtlicher Sicht ggf.
notwendigen Untersuchungen seien im Vorfeld mit der Unteren Bodenschutzbehorde abzustimmen.

Der Kreis weist darauf hin, dass die Ergebnisse der historischen Erkundung und ggf. der Untersuchungen bis zur Einleitung
des Verfahrens gem. § 4 Abs. 2 BauGB vorliegen und bewertet sein missen, damit die Ergebnisse in den Planunterlagen

bertcksichtigt werden kénnen.

Gesundheitsamt (Verkehrslarm):

Es wird auf eine der Umgebungslarmkarte des MULNV NRW zu entnehmende Larmvorbelastung durch den Schienenverkehr
hingewiesen, die deutlich liber den Orientierungswerten des Beiblattes der DIN 18005 liegt.

Die in der Umgebungslarmkarte (nach EU-Umgebungslarmrichtlinie) dargestellten Pegelklassen Lden und Lnight erméglichen
keine konkrete Larmpegelbereichsermittlung fiir die Feststellung eines konkreten Larmschutzes, sie kénnen aber fir einen
ersten orientierenden Vergleich mit bundesdeutschen Richt- und Grenzwerten zur Einschatzung der dort dargestellten
Situation herangezogen werden.

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ohne Kenntnis des Verkehrsaufkommens in den Wohnsammelstraen ,Schmale
Gasse” und ,BultstraRe” eine Uberschreitung der Orientierungswerte des Beiblattes der DIN 18005 nicht auszuschlieRen ist,
insbesondere bei einer geplanten straRennahen Bebauung. Der StraRenverkehr kdnnte zu einer geringfligigen Erhéhung der
Larmvorbelastung durch den Schienenverkehr beitragen.

Daraus resultierend wird die Feststellung und Darlegung der Larmvorbelastung im Bebauungsplan angeregt. Weiterhin soll
u.a. mithilfe der Grundrissanordnung geprift und abgeschatzt werden, ob ein ausreichender Schallschutz zu erwarten ist
oder ob Schallschutz bereits Uber aktuelle Bauvorschriften im ausreichenden Mafe zu erwarten ist. Im letzten Falle ist ein

konkreter Nachweis nachgelagert im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen.

Es wird angeregt, wenn die Prifung und Abschatzung keinen ausreichenden Schallschutz erwarten lasst, eine genauere
Betrachtung der Larmsituation mit der Ableitung von Abhilfe-/SchutzmaRBnahmen in Betracht zu ziehen.

Ansonsten bestehen zum derzeitigen Planungsstand keine Bedenken, Anregungen oder Hinweise zu dem o.g. Vorhaben.

Untere Naturschutzbehérde:

Es wird mitgeteilt, dass gegen die Aufstellung des o. g. Bebauungsplans unter Beachtung der folgenden Anregungen aus
naturschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken bestehen:
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= Nordlich des Bebauungsplans Nr. 144 ,Schmale Gasse” befindet sich der Bereich des Bebauungsplans Nr. 121
,Ehemalige Molkereigeldande”. Im Rahmen der Bebauungsplanaufstellung 2014 erfolgte zum Bebauungsplan Nr. 121
aufgrund der Grofe und Strukturierung eine artenschutzrechtliche Prifung Stufe Il mit Kartierung. Im Ergebnis
konnten vier Fledermausarten festgestellt werden. Quartiere konnten nicht nachgewiesen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Abriss der Bestandsgebdude nur in der Zeit von Dezember bis Februar erfolgen
darf. Ein Abriss auRerhalb dieses Zeitraums ist nur unter friihzeitiger Einbeziehung einer 6kologischen Baubegleitung
durch einen Fachgutachter zulassig.

= Um den moglicherweise bevorstehenden Verlust von potenziellen Fledermausquartieren entgegen zu wirken, wird
empfohlen, an den neuen Gebaudebestand an geeigneter Stelle Fassadenquartiere anzubringen (ca. 5 Stick).

= Mit Bezug auf die Begrindung wird auf die Zulassigkeit von Gehdlzrodungen nur auRerhalb der Brut- und
Aufzuchtzeit verwiesen.

= Es wird angeregt, die MalRnahmen (Bauzeitenbeschriankungen fir Abriss/ potenzielle Gehélzrodungen und die
Ersatzquartiere) als Hinweis im Bebauungsplan mit aufzunehmen und den Nachweis im Rahmen der
Baugenehmigung zu erbringen.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Untere Wasserbehdrde — Wasserwirtschaft und Gewasserschutz:

Die Hinweise zur Niederschlagsentwasserung werden zur Kenntnis genommen. Die Entwasserung des Plangebiets
erfolgt Gber die vorhandenen Bestandsleitungen. Eine Sanierung des Kanals im Zuge des Vollausbaus der Stral3e
und Gehwege ist projektiert und soll im Jahr 2022 ausgefiihrt werden. Nach Riicksprache mit dem Fachdienst
Tiefbau der Stadt Oelde bestehen keine Bedenken hinsichtlich der Niederschlagsentwdsserung gegen das
Vorhaben. Die Begriindung zum Bebauungsplan wird entsprechend angepasst.

Untere Bodenschutzbehdrde (Altlasten):

Die Hinweise und Anregungen auf den Altstandort Nr. 61186 innerhalb des Plangebiets, hinsichtlich der noch
ausstehenden bodenschutzrechtlichen Bewertung fiir diesen Altstandort sowie auf potenzielle Beeinflussungen
und/oder Beeintrachtigungen des Plangebiets durch den Altstandort werden zur Kenntnis genommen. Die nach
den frihzeitigen Beteiligungsschritten gemal® §§ 3(1), 4(1) BauGB erfolgte historische Untersuchung durch die
Untere Bodenschutzbehorde des Kreises Warendorf hat keine Beeinflussungen und/oder Beeintrachtigungen des
Plangebiets durch den Altstandort ergeben. Im Ergebnis wird der Kreis Warendorf die Flache nicht weiter als
Altlastenverdachtsflache im Altlastenkataster des Kreises fiihren.

Gesundheitsamt (Verkehrsldarm):

Die Hinweise auf die Larmvorbelastung durch den Schienenverkehr und eine eventuelle Erhohung dieser
Larmvorbelastung durch den StraBenverkehr werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung zur Darlegung der
Larmbelastung im Bebauungsplan, zur Abschatzung und Betrachtung des Schallschutzes sowie der Larmsituation
wird gefolgt.

Die Stadt Oelde geht davon aus, dass durch die in der Begriindung dargelegte Larmbelastung, durch die
Abschatzung und Betrachtung des Schallschutzes sowie der Larmsituation die Anforderungen des vorbeugenden
Immissionsschutzes angemessen im Rahmen der Bauleitplanung sowie hierauf aufbauend durch ggf. im
Baugenehmigungsverfahren zu konkretisierende schalltechnische MaRBnahmen beriicksichtigt werden kdnnen.
Der Abwagung der offentlichen und privaten Belange gegen- und untereinander kann hierdurch an dem
vorgepragten, innerstadtischen Standort im Bauleitplanverfahren angemessen und ausreichend entsprochen
werden. Die Nutzung der im Siedlungsverbund liegenden und bislang schon zu Wohnzwecken beanspruchten
Flache ist somit aus Sicht des Immissionsschutzes auch zukinftig vertretbar.

Untere Naturschutzbehérde:
Der Hinweis auf im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 121 ,Ehemalige Molkereigelande” im Jahr 2014
kartierte vier Fledermausarten wird zur Kenntnis genommen.
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Den Anregungen zur Aufnahme eines Hinweises hinsichtlich Bauzeitenbeschrankungen fiir Abbrucharbeiten und
zeitlicher Beschrankung von potenziellen Geholzrodungen wird gefolgt.

Der Empfehlung zur Errichtung von Fassadenquartiere, um den moglicherweise bevorstehenden Verlust von
potenziellen Fledermausquartieren entgegen zu wirken, wird auBerhalb des Bebauungsplanverfahrens gefolgt.
Abstimmungen zur Errichtung von Fledermausquartieren sollen auBerhalb des Verfahrens mit dem
Vorhabentrager und der Verwaltung erfolgen.

Auf Ebene des Bebauungsplans ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf.

Der Anregung wird wie dargelegt gefolgt.

B) Beschluss zur dffentlichen Auslegung

Der Bebauungsplan Nr. 144 ,Schmale Gasse“ der Stadt Oelde - einschlieRlich Begriindung - ist gemaf3
8§ 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBI. | S. 587),
offentlich auszulegen. Die von der Planung bertuhrten Behdrden und sonstigen Trager oOffentlicher
Belange sind gemalR § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. Gemal 8§ 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitpléane
benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen.

Der Beschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortstiblich bekannt zu machen.

Beschluss:

Der Rat zieht die Entscheidung gem. 8 1 Abs. 2 der Zustandigkeitsordnung des Rates der Stadt Oelde
an sich und fasst jeweils einstimmig die Beschlisse zu

B) Entscheidungen zur vorgezogenen Beteiligung der Offentlichkeit und Behérden

B) Beschluss zur dffentlichen Auslegung

21. Bebauungsplan Nr.146 ,Erweiterung Wibbelt-Carrée* der Stadt Oelde
A) Entscheidung Uber den Antrag
B) Aufstellungsbeschluss
C) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gemaR § 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB
und 84 Abs.1BauGB
Vorlage: B 2020/610/4494

Herr Birgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Die Vorhabentrager Heckmann Bauland und Wohnraum GmbH & Co. KG und die Kirchengemeinde St.
Johannes haben mit Schreiben vom 25.05.2020 einen Antrag fur die Aufstellung eines
Bebauungsplanes gestellit.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans soll die planungsrechtliche Grundlage fir die in mehreren
Bauabschnitten geplante Erweiterung des bestehenden Wibbelt-Carrées geschaffen werden (vgl.
Anlage 2). Zunachst sollen sidwestlich der Kirche zwei Hauser in zweigeschossiger Bauweise plus
Staffelgeschoss errichtet werden.
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Dort sollen neben geférderten Wohneinheiten eine Tagespflege und ein ambulant betreutes Wohnen
entstehen. Der Neubau des Kindergartens soll in Phase 2 erfolgen. In der dritten Phase soll der jetzige
Baukorper des St. Joseph Kindergarten abgerissen und durch zwei Gebaude neben dem neu errichteten
Kindergarten sudlich der Kirche ersetzt werden. Das jetzige Pfarrheim soll in einer weiteren Phase durch
einen Quartierstreff mit Birgersaal und einem Quartiersnetzwerk ersetzt werden. Der Platz vor der
Kirche soll als zentraler Quartiersplatz ausgewiesen und autofrei werden. In der funften und letzten
Phase sollen auf dem stadtischen Grundstiick an der Albrecht-Durer-Strafl3e, nachdem Ersatzstandorte
fur die sich derzeit noch dort befindliche Kita und Turnhalle realisiert wurden, drei Geb&ude in
Erganzung zu den bereits bestehenden Gebéauden fur Wohnen errichtet werden.

Das geplante Vorhaben wurde der Politik bereits im Dezember 2019 in einer gemeinsamen Sitzung des
Ausschusses fur Planung und Verkehr sowie des Ausschusses fir Familien und Soziales detailliert
vorgestellt, sodass jetzt das Planungsrecht geschaffen werden kann.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde fasst jeweils einstimmig bei einer Enthaltung die folgenden Beschlusse:

A) Entscheidung tber den Antrag
Der Rat der Stadt Oelde stimmt dem Antrag vom 02.06.2020 (siehe Anlage ) zu.

B) Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 146 ,Erweiterung Wibbelt-Carrée*“ der Stadt
Oelde

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 27.Marz 2020 (BGBI. | S. 587), das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
146 ,Erweiterung Wibbelt-Carrée" der Stadt Oelde einzuleiten. Das Planverfahren erhalt die
Bezeichnung:

Bebauungsplan Nr. 146 ,,Erweiterung Wibbelt-Carrée* der Stadt Oelde.

Die Flachen des Bebauungsplanes sollen als Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. Hierdurch
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Erweiterung des Wibbelt-Carrées geschaffen
werden. Der Geltungsbereich umfasst insgesamt rund 2,1 ha. Der Geltungsbereich liegt sudlich der
Wibbeltstra3e und westlich der Albrecht-Durer-Straf3e und umfasst folgende Flurstiicke:

Flur 6, Flurstlicke 558, 559, 598, 676 und 686

Der Geltungsbereich ist auch aus dem beigefligten Lageplan zu entnehmen. (Anlage 3)

C) Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung gemaR § 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB und § 4
Abs. 1 BauGB

Gemall § 2 Abs. 2 BauGB sind die Bauleitplane benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen.
GemaR § 3 Abs. 1 BauGB ist die Offentlichkeit iber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 146
.Erweiterung Wibbelt-Carrée“ der Stadt Oelde. Gemal® § 4 Abs.1 BauGB sind die Behdrden und
sonstigen Trager oOffentlicher Belange tber die allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen
Auswirkungen der Planungen zu unterrichten und zur AuRerung auch im Hinblick auf den erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung nach &2 Abs.4 BauGB aufzufordern. Die
frihzeitigen Beteiligungen gemall § 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 BauGB und 8§ 4 Abs. 1 BauGB sind
durchzufihren.

Die Beschlusse B) und C) sind gem. 8 2 Abs. 1 BauGB ortsublich bekannt zu machen.



39

| 22.  Satzungen und Verordnungen |

22.1. Anderung der Satzung uber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG fir
stralBenbauliche MaRnahmen in der Stadt Oelde
Vorlage: B 2020/600/4557

Herr Blrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Beratungen im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18. Juni 2020.

Mit Anderung des Kommunalabgabengesetzes KAG zum 01.01.2020 wurden die Regelungen des
neuen § 8a in die gesetzliche Grundlage des Landesgesetzes ubernommen. Wesentliche neue Inhalte
sind

1. die Erforderlichkeit eines vom Rat zu beschlie3enden und jahrlich fortzufiihrenden
Wegekonzeptes als Anlage zu Férderantréagen

2. die verbindliche Information der Anlieger im Bereich stral3enbaulicher,
abrechnungsfahiger Mal3nahmen in Form einer friihzeitigen Anliegerbeteiligung

3. Regelungen zu MehrfacherschlieBung und Tiefenbegrenzung
4. Neuregelung zum Stundungsverfahren im Falle unbilliger Harten

Dartber hinaus wurde den Gemeinden mit der neuen Foérderrichtlinie Stralenbaubeitrdge die
Maglichkeit eréffnet, die Halfte der auf Basis der gepriften Schlussrechnung ermittelten Beitrédge in Form
einer Landeszuwendung zu beantragen.

Die Satzung der Stadt Oelde wird mit der vorliegenden Anderung den Grundsatzen des neuen KAG
angepasst.

AuRer den neuen Regelungen zum § 8a KAG wurden weitere Anderungen auf Grund der Empfehlungen
des Stadte- u. Gemeindebundes NRW wie folgt aufgenommen:

- Anderung des Anlagenbegriffs § 1
Hier galt bisher der Begriff der ErschlieBungsanlage nach dem BauGB, also die gesamte Anlage
in ihren Grenzen.
Mit der Anderung des Anlagenbegriffs kénnen nunmehr schliissige Abschnitte innerhalb einer
ErschlieBungsanlage abgerechnet werden.

- Erganzung des beitragsfahigen Aufwands § 2
Zusatzlich neu Kosten der Planung
Zusatzlich neu Kosten der Sicherung vorhandener Gebaudestrukturen (Bestandssicherung)

- Aufnahme der Abrechnungsfahigkeit von Wirtschaftswegen 8§ 7
Der Stadte- u. Gemeindebund NRW, sowie das OVG Miunster (Urteil v. 25.06.2006) empfehlen
ausdricklich, die Moglichkeit der Abrechnungsféhigkeit in den Satzungen zu verankern.

- Verteilung des beitragsféahigen Aufwandes § 8
Neuregelung des Zeitpunktes zur Feststellung der Vollgeschosse

- Aufnahme der Mdéglichkeit Verpflichtung eines Gesamtschuldners § 9

- Neueinfuihrung des 8§ 13 zur Regelung der Stundung und Ratenzahlung
Der rechtliche Rahmen gem. § 8a KAG lasst eine Zahlungsfrist bis zu 20 Jahren zu.
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Die Regelung des § 13 der Ortssatzung regelt die Zahlungsfrist im Rahmen des gemeindlichen
Auswahlermessens sowie die Zustandigkeit zur Entscheidung Uber entsprechende Antrage.

- Insgesamt zusatzliche redaktionelle Anderungen
Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t mehrheitlich bei 28 Ja-Stimmen und einer Gegenstimme folgende
Satzung
tber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG

far stralRenbauliche MalBhahmen in der Stadt Oelde
vom

Aufgrund der 88 4 und 28 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV NW S. 594/SGV. NW 2023) in der jeweils gultigen Fassung und
der 88 1, 2 und 8 des Kommunal-Abgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969
(GV NW S. 712/SGV NW 610) zuletzt geandert durch Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S.
1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020 in der jeweils glltigen Fassung hat der Rat der Stadt Oelde in
seiner Sitzung am 22.06.2020 folgende Beitragssatzung beschlossen:

§1
Erhebung des Beitrages

Zum Ersatz des Aufwandes fir die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von Anlagen im Bereich
von offentlichen StraRen, Wegen und Platzen und als Gegenleistung fiir die durch die Mdglichkeit der
Inanspruchnahme den Eigentumern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstiicke
erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Oelde Beitrage nach Mal3gabe dieser Satzung.

Das Gleiche gilt fur die aufgrund offentlich-rechtlicher EntschlieBung der Gemeinde bereitgestellten
StralRen, Wege und Platze (insbesondere Wirtschaftswege).
§2
Umfang des beitragsfahigen Aufwandes
(1) Beitragsfahig sind:

1. die Kosten fur den Erwerb (einschl. der Erwerbsnebenkosten) und die Bereitstellung der
Grundflachen,

2. die Kosten fiir die Freilegung der Flachen,

3. die Kosten fiur Fahrbahnen mit Unterbau, Tragschichten und Decke sowie der notwendigen
Erh6hungen und Vertiefungen einschlielRlich der Nebenanlagen (wie z.B. Rinnen, Randsteine,
Pflanzstreifen u.A.),

4. die Kosten fur Radwege einschlie3lich der Nebenanlagen (wie z.B. Rinnen, Randsteine,
Pflanzstreifen u.A.),

5. die Kosten fir Gehwege einschlielich der Nebenanlagen (wie z.B. Rinnen, Randsteine,
Pflanzstreifen u.A.),

6. die Kosten fir Beleuchtungseinrichtungen,


https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18203&vd_back=N1029&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18203&vd_back=N1029&sg=0&menu=1
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7. die Kosten fir Entwéasserungseinrichtungen fir die Oberflachenentwéasserung,
8. die Kosten fiir Boschungen, Schutz- und Stitzmauern,

9. die Kosten fir Parkflachen (Stellplatze) einschlielich der Nebenanlagen (wie z.B. Rinnen,
Randsteine, Pflanzstreifen u.A.),

10. die Kosten fur Baume, sowie unselbstéandige Grinanlagen und besondere Einrichtungen, die
wesentliche Bestandteile einer Einrichtung oder Anlage sind,

11. die Kosten fir verkehrsberuhigte Zonen,

12. die Kosten fir Ful3géngerstral3en und -wege,
13. die Kosten fiir kombinierte Geh- und Radwege.
14. die Kosten der Planung

15. die Kosten fur Untersuchungen zur Sicherung der Gebaudestruktur anliegender Objekte
(Bestandssicherung)

(2) Zum Ersatz des Aufwandes fir Hoch- und Tiefstrafl3en sowie fir StralRen, die flr den Schnellverkehr
mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstral3en), ferner Briicken, Tunnel und
Unterfihrungen mit den dazugehodrigen Rampen, werden Kkeine Beitrdge erhoben. Bei
Ortsdurchfahrten von BundesstralRen, LandstraRen und Kreisstralen kommt die Fahrbahn nur
insoweit in Ansatz, als sie breiter ist als die anschliel3ende freie Strecke.

§3
Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes
(1) Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Aufwendungen ermittelt.

(2) Fur die Bereitstellung von Grundflachen aus dem Grundvermogen der Stadt Oelde wird der
beitragsfahige Aufwand nach dem Verkehrswert im Zeitpunkt der Bereitstellung berechnet.

8§84
Zusammenfassung und Bildung von Abschnitten strallenbaulicher Malinahmen

Der beitragsfahige Aufwand kann ermittelt werden

1. fur die einzelne Anlage, oder Teilanlage

2. fur bestimmte Abschnitte einer Anlage,

3. fur mehrere Anlagen, die in Ausstattung und Funktion gleichwertig sind und in raumlichem
Zusammenhang stehen.

Die Entscheidung nach Satz 1 Ziff. 1 und 2 trifft der Birgermeister. Die Entscheidung nach Satz 1 Ziffer
3 bedarf der Zustimmung des Rates der Stadt Oelde.
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8§85
Abrechnungsgebiet

Die einzelnen Anlagen (8 4 Ziff. 1) oder bestimmte Abschnitte einer Anlage (8 4 Ziff. 2) oder die
zusammengefassten Anlagen (8 4 Ziff. 3) bilden mit den angrenzenden oder durch private Zuwe-
gung mit ihnen verbundenen Grundstiicken ein Abrechnungsgebiet.

Werden Grundsttcke, die nicht direkt an die Anlage angrenzen oder durch private Zuwegung mit ihr
verbunden sind durch eine Anlage im Sinne des Absatzes 1 erschlossen, gilt Abs. 1 entsprechend.

§6
Kostenspaltung

Der Beitrag kann in Teilbetragen fur

1. den Grunderwerb (einschl. der Erwerbsnebenkosten) und die Bereitstellung der
Grundflachen,

2. die Planung

3. die Freilegung,

4. die Fahrbahn,

5. die Radwege,

6. die Gehwege,

7. die Parkflachen,

8. die Beleuchtungsanlagen,

9. die Entwasserungsanlagen flr die Oberflachenentwasserung

10. die Grunanlagen soweit sie Bestandteil der ErschlieBungsanlagen sind gesondert erhoben und
in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, soweit die MalRnahme, deren Aufwand durch
Teilbetrage gedeckt werden soll, férmlich abgenommen (Abnahmeprotokoll) und damit abge-
schlossen ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Rat beschlossen.

11. Untersuchungen  zur  Sicherung der  Gebaudestrukturen  anliegender  Objekte
(Bestandssicherung)

(2) Werden Geh- oder Radwege an einer Seite hergestellt, so kbnnen fur diese Teile Teilbetrége

(1)

)

®3)

erhoben werden; dies gilt auch, wenn auf der gegeniberliegenden Seite ebenfalls Geh- oder
Radwege vorgesehen, aber noch nicht fertiggestellt sind.
8§87
Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am beitragsfahigen Aufwand
Der Antell, der auf die Stadt fiir die Inanspruchnahme der 6ffentlichen Einrichtungen oder Anlagen
durch die Allgemeinheit entfallt, und der Anteil, der auf die Beitragspflichtigen entféllt, werden nach
der Anlage zu dieser Satzung berechnet. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung. Die stadteigenen

Grundstucke gelten bei der Verteilung des beitragsfahigen Aufwandes als beitragspflichtig.

Uberschreiten Anlagen, die nach der Anlage zu dieser Satzung anrechenbaren Breiten, so tragt die
Stadt die auf die Uberbreiten entfallenden Mehrkosten allein.

Im Sinne der Anlage zu dieser Satzung gelten als

a) Anliegerstral3en:

StralRen, die Uberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder der durch private Zuwegung
mit ihnen verbundenen Grundstlicke dienen



b)

d)

f)

g9)

h)

(4)

(®)

(6)

43

HaupterschlieBungsstralRen:

Stral3en, die der ErschlieBung von Grundsticken und gleichzeitig dem Verkehr innerhalb von
Baugebieten bzw. Gebieten mit Quartierscharakter, oder von im Zusammenhang bebauten
Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstrafden nach Buchstabe c) sind.

HauptverkehrsstralRen:

Strallen, die dem durchgehenden, innerdrtlichen Verkehr oder dem Uberdrtlichen
Durchgangsverkehr

dienen, insbesondere Bundes-, Land- und Kreisstralen mit Ausnahme der Strecken, die
aul3erhalb von Baugebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen liegen.

HauptgeschéftsstralRen:
Stral3en, in denen die Frontlange der Grundsticke mit Ladengeschaften im Erdgeschoss
Uberwiegt, soweit es sich nicht um Hauptverkehrsstra3en handelt.

Verkehrsberuhigte Zonen:
werden jeweils durch besondere Satzung bestimmit.

FuRRgangergeschaftsstralien:
Hauptgeschéftsstral3en, die in ihrer gesamten Breite dem Fuf3gadngerverkehr dienen, auch wenn
eine zeitlich begrenzte Nutzung fiir den Anliegerverkehr moglich ist.

Selbstandige Gehwege:
Gehwege, die der ErschlieBung dienen und nicht Bestandteil einer Erschlie3ungsanlage sind, auch
wenn die Benutzung fur Radfahrer und fiir den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen maoglich ist.

Selbstandige kombinierte Geh- und Radwege:

Kombinierte Geh- und Radwege, die der ErschlieBung dienen und nicht Bestandteil einer
ErschlieBungsanlage sind, auch wenn die Benutzung durch Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen
moglich ist.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten fiir 6ffentliche Platze entsprechend.

Wirtschaftswege

Landliche, aufgrund offentlich-rechtlicher EntschlieBung der Stadt Oelde bereitgestellte Wege, die
der ErschlieBung landlicher Strukturen sowie landlicher, wirtschaftlicher — u. gewerblich nutzbarer
Flachen dienen.

Erstreckt sich eine StraRenbaumalRnahme auf mehrere StraRenabschnitte, fir die sich nach der
Anlage zu dieser Satzung unterschiedlich anrechenbare Breiten oder unterschiedliche Anteile der
Beitragspflichtigen ergeben, so sind die StralRenabschnitte gesondert abzurechnen, ohne dass es
eines besonderen Ratsbeschlusses bedarf.

Grenzt eine Anlage ganz oder teilweise mit einer Seite an ein Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet
und mit der anderen Seite an ein anderes Gebiet und ergeben sich dabei nach der Anlage zu dieser
Satzung unterschiedlich anrechenbare Breiten, so gilt die Anlage im Verhaltnis zu den
Grundstucken im Kern-, Gewerbe- und Industriegebiet als Anlage in einem solchen Gebiet und im
Verhéltnis zu den anderen Grundsticken als Anlage in einem sonstigen Baugebiet oder im
Zusammenhang bebauten Ortsteil.

Fur Anlagen, fur die die in der Anlage zu dieser Satzung festgesetzten anrechenbaren Breiten oder
Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch Satzung etwas
Anderes.



(1)

)
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§8
Verteilung des beitragsfahigen Aufwandes

Der nach § 3 dieser Satzung ermittelte Aufwand wird nach Abzug des Anteils der Stadt (8§ 7) auf
die Grundstiicke in Uberplanten und nicht Uberplanten Abrechnungsgebieten (8§ 5) nach den
Grundstucksflachen und einem Zuschlag fur das MalR (Anzahl der Vollgeschosse) und die Art (Art der
Nutzung) verteilt. Dabei wird die Grundstiicksflache mit einem Vomhundertsatz vervielfacht.

Dieser betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 100 v.H.
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 130 v.H.

¢) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 v.H.
d) bei vier- und finfgeschossiger Bebaubarkeit 160 v.H.

e) bei sechs- und héhergeschossiger Bebaubarkeit 170 v.H.

Bei Grundsticken innerhalb Uberplanter Kern-, Gewerbe- oder Industriegebieten sowie bei
Grundstiicken in nicht Uberplanten Gebieten, wenn auf ihnen eine bauliche Nutzung nach Satz 1
zulassig ist und auf den benachbarten Grundsticken innerhalb des Abrechnungsgebietes
Uberwiegend eine Nutzung gem. Satz 1 vorhanden ist, betragt der Vomhundertsatz:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 120 v.H.

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 150 v.H.

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 170 v.H.

d) bei vier- und funfgeschossiger Bebaubarkeit 180 v.H.
e) bei sechs- und héhergeschossiger Bebaubarkeit 190 v.H.

Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzulassige Zahl der Vollgeschosse.
Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse eine Baumassenzahl aus, so gilt als
Geschosszahl die durch 2,8 geteilte Baumassenzahl, wobei Dezimalzahlen bis 0,5 einschlief3lich
abgerundet und dber 0,5 aufgerundet werden. Ist im Einzelfall eine gréRere Geschosszahl
zugelassen oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. In nicht Uberplanten Gebieten und
Gebieten, fur die ein Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl
festsetzt, ist

a) bei bebauten Grundsticken die nach den Vorschriften der zum Zeitpunkt der Ermittlung des
umlagefahigen Aufwands (Schlussrechnung) giltigen Landesbauordnung LBO ermittelte Zahl
der tatsachlich vorhandenen,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundsticken die Zahl der auf den benachbarten
Grundstiicken innerhalb des Abrechnungsgebietes Uberwiegend vorhandenen

Vollgeschosse malRgebend.

Bei Grundstticken in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie bei Grundsticken, die — wenn
auch nur untergeordnet - gewerblich, industriell oder fir Geschafts-, Praxis-, Blro- oder
Verwaltungsgebaude genutzt werden, erhoht sich der nach Absatz 1 malRgebende Vomhundertsatz
um 30 Prozentpunkte. Dies gilt auch fur unbebaute Grundstiicke in nicht Gberplanten Gebieten, auf
denen eine bauliche oder sonstige Nutzung zul&ssig ist, wenn auf den benachbarten Grundstticken
innerhalb des Abrechnungsgebietes lUberwiegend die in Satz 1 genannten Nutzungen vorhanden
sind.

Bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan eine nichtgewerbliche Nutzung ohne Bebauung
festgesetzt ist, wird bei der Verteilung des Aufwandes nur die Grundstlicksflache zugrunde gelegt.
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Grundstucke, fur die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
werden bei der Verteilung des Aufwandes wie Grundstiicke mit zweigeschossiger Bebaubarkeit
behandelt. Bei Grundstiicken, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind und auch nicht baulich
oder gewerblich genutzt werden dirfen, wird bei der Verteilung des Aufwandes 50 v.H. der
Grundstucksflache zugrunde gelegt.

Grundstiicke, auf denen nur Garagen oder Stellplatze gebaut werden dirfen und deren Flache nicht
der Flache des Baugrundstiickes hinzuzurechnen ist, gelten als eingeschossig bebaubare
Grundstticke.

(6) Kommunale Grundsticke fir den Gemeinbedarf gelten als zweigeschossig bebaubare Grundstiicke.

()

Als Grundstucksflache gilt:

a) bei Grundsticken im Bereich eines Bebauungsplanes die Flache, auf die der Bebauungsplan
die Nutzungsfestsetzung bezieht;

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, oder die erforderlichen Festsetzungen nicht enthalt,

die Grundstucksflache bis zu einer Tiefe von 50 m von der Erschlieungsanlage oder von der
der ErschlieBungsanlage zugewandten Grenze des Grundstiickes. Reicht die bauliche oder
gewerbliche Nutzung Uber diese Begrenzung hinaus, so ist die Grundstiickstiefe maRRgebend,
die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstiicksteile, die lediglich die
wegemalige Verbindung zur ErschlielBungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstuckstiefe unberucksichtigt.

(8) Sind Grundstiicke oder Grundstiicksteile nach Absatz 7 zu mehr als einer Anlage zu veranlagen, so

(1)

)

ermanigt sich insoweit der Betrag fur diese Grundstiicke oder Grundstiicksteile zu Lasten der Stadt
auf 2/3. Eine nach § 4 Ziffer 3 dieser Satzung fur die Abrechnung gebildete Einheit gilt als eine
Anlage im Sinne des vorstehenden Satzes.

Satz 1 gilt nicht bei

a) Grundsticken in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie bei Grundstiicken, die — wenn
auch nur untergeordnet - gewerblich, industriell oder flr Geschéfts-, Praxis-, Blro oder
Verwaltungsgebaude genutzt werden;

b)  Grundsticken in nicht Uberplanten Gebieten, wenn auf den benachbarten Grundstiicken
innerhalb des Abrechnungsgebietes Uberwiegend die unter Buchstabe a) aufgefihrten
Nutzungen vorhanden sind.

§9
Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Zustellung des Beitragsbescheides Eigentiimer des durch
die Anlage erschlossenen Grundstiickes ist. Mehrere Eigentimer eines Grundstickes sind
Gesamtschuldner.

Schulden mehrere eine Leistung in der Weise, dass jeder die ganze Leistung zu bewirken
verpflichtet, der Glaubiger aber die Leistung nur einmal zu fordern berechtigt ist
(Gesamtschuldner), so kann der Glaubiger die Leistung nach seinem Belieben von jedem der
Schuldner ganz oder zu einem Teil fordern.

Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte.
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§10
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchfiihrung der MaRnhahme begonnen worden ist, kann die Stadt Vorausleistungen bis
zur Hohe des voraussichtlichen Beitrages erheben.

§11
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der
a) endgultigen Herstellung der Anlage

Merkmale der endguiltigen Herstellung sind
- Abnahmeprotokoll

- Geprifte Schlussrechnung

- Widmungsakt

b) endglltigen Herstellung des Abschnittes geméanR § 4
- Abnahmeprotokoll fir den jeweiligen Abschnitt
- Geprifte Teilschlussrechnung

c) Beendigung der TeilmaBhahme gemal § 6.

§12
Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

8§13
Stundung und Ratenzahlung

(1) Auf Antrag des Beitragspflichtigen kann der Beitrag ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Zahlung zum Zeitpunkt der Falligkeit eine erhebliche Harte fiir den Schuldner bedeuten wirde. Die
Vorschrift des § 222 Abgabenordnung in der jeweils gliltigen Fassung findet analoge Anwendung.
Gestundete Beitrage sind auf Veranlassung und zu Lasten des Schuldners mit Eintrag im
Grundbuch zu sichern. Uber den Antrag zur Stundung entscheidet der Rat der Stadt Oelde

(2) Auf Antrag des Beitragspflichtigen kann einer ratenweisen Zahlung des Beitrages zugestimmt
werden, wenn die Zahlung zum Zeitpunkt der Falligkeit eine erhebliche Harte fur den Schuldner
bedeuten wiirde und der Schuldner bereit und imstande ist, die Schuld ratenweise zu zahlen. Die
Raten sind monatlich zu zahlen. Die Gesamtlaufzeit soll 24 Monate nicht Uberschreiten. Uber
Ausnahmen entscheidet der Rat der Stadt Oelde.

Die Entscheidung zur Ratenzahlung trifft:

Bei Betragen bis 5.000,00 € bis zu 3 Jahren/ die Fachdienstleitung
Bei Betragen bis 20.000,00 € bis zu 6 Monaten
sowie

Bei Betragen bis 10.000,00 € bis zu 3 Jahren/ die Fachbereichsleitung
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Bei Betragen Uber 20.000,00 € bis zu 6 Monaten
sowie
bei Betrégen bis 20.000,00 € 6 Monate bis 3 Jahre/ der Blrgermeister
§14
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(2) Die Satzung Uber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG fiir straRenbauliche
Maf3nahmen in der Stadt Oelde vom 29.09.1982, einschlieB3lich aller danach
beschlossenen Anderungs-satzungen wird zum gleichen Zeitpunkt aufgehoben.

Anlage zur Satzung uber die Erhebung von Beitragen nach 8§ 8 KAG fur Strallenbaumalnahmen
in der Stadt Oelde

StralRenart und StralReneinrichtung In Kern-, Gewerbe- u. Anrechenbare Breiten in | Anteil der
Industriegebieten sonstigen Baugebieten u. | Beitragspflichtigen
im Zusammenhang

bebauten Ortsteilen

1. Anliegerstralien

a) Fahrbahn * 8,50 m 550 m 70 v.H.

b) Radweg einschl. jel,70m nicht vorgesehen 70 v.H.
Sicherheitsstreifen

c) Parkflachen je250m je2,00m 70 v.H.

d) Gehwege je250m je2,50m 70 v.H.

e) Beleuchtungu. | s e 70 v.H.
StraRenentwasserung

2. HaupterschlieBungsstralen

a) Fahrbahn * 8,50 m 6,50 m 50 v.H.

b) Radweg einschl. jel,70m jel,70 m 50 v.H.
Sicherheitsstreifen

c) Parkflachen je250m je2,00m 70 v.H.

d) Gehweg je2,50m je250m 60 v.H.

e) Beleuchtungu. | s e 50 v.H.
StraBenentwasserung

3. Hauptverkehrsstralen

a) Fahrbahn* 8,50 m 8,50 m 10 v.H.

b) Radweg einschl. jel,70m jel,70 m 10 v.H.
Sicherheitsstreifen

c) Parkflachen je2,50m je250m 50 v.H.

d) Gehweg je2,50m je250m 50 v.H.

e) Beleuchtungu. | e 20 v.H.
Straenentwésserung

4. Hauptgeschaftsstrallen

a) Fahrbahn* 8,50 m 7,50 m 40 v.H
b) Radweg einschl. jel,70m jel1,70m 40 v.H
Sicherheitsstreifen
c) Parkflachen je2,50m je250m 60 v.H
d) Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 60 v.H.
e) Beleuchtungu. | e 40 v.H.
Straenentwésserung
5. Verkehrsberuhigte Zonen einschl. 9,00 m 9,00 m 60 v.H

Beleuchtung u.
StralBenentwasserung
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6. FuBgéangergeschéaftsstrallen 14,00 m 14,00 m 60 v.H.
einschl. Beleuchtung u.
Stralenentwésserung

7. Selbstandige Gehwege einschl. 3,00m 3,00m 60 v.H.
Beleuchtung u.
Gehwegentwéasserung

8. Selbstandig kombinierte Geh-u. 4,00 m 4,00 m 60 v.H.
Radwege einschl. Beleuchtung u.
Oberflachenentwésserung

9. Wirtschaftswege 20 v.H.

*) Wenn bei einer StralRe ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhdht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die
anrechenbare Breite des oder der fehlenden Parkstreifen

22.2. Stellplatzsatzung der Stadt Oelde
Vorlage: B 2020/600/4576

Herr Blrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fir Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Mit der am 21. Juli 2018 beschlossenen Novelle der Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen haben die
Kommunen seit dem 01.01.2019 erstmals die Moéglichkeit, eigene Regelungen in Form einer Satzung
festzusetzen, wie und in welchem Umfang bei Bauvorhaben Stellplatze fir Kraftfahrzeuge und
Abstellplatze fur Fahrrader geschaffen werden missen. Diese Satzung bietet Einfluss auf die konkrete
Ausgestaltung von Bauvorhaben vor Ort sowie auf die stéadtebauliche und verkehrliche Entwicklung. Sie
ermoglicht differenzierte Stellplatzregelungen, die auf die Ortlichen Bedirfnisse und Verhaltnisse
abgestimmt sind.

Die vom Land angekiindigte Rechtsverordnung mit der landesweit einheitlich die Zahl der notwendigen
Stellplatze definiert wird, liegt bislang immer noch nicht vor, so dass eine Regelung auf kommunaler
Ebene angezeigt ist, um durch eine eigene Satzung Baupflichten begriinden zu kénnen. Auch bei
spaterer Vorlage einer Rechtsverordnung durch das Land wird das Satzungsrecht der Gemeinde
bestehen bleiben, so dass durch die Stellplatzsatzung dauerhaft Rechtssicherheit geschaffen wird.

Die Erarbeitung der Stellplatzsatzung erfolgte auf Basis der Mustersatzung des Stadte- und
Gemeindebundes mit Erganzung der 6rtlichen Besonderheiten.

Die Voraussetzung fir die Errichtung von baulichen Anlagen, bei denen Zugangs- und Abgangsverkehr
zu erwarten sind, ist die Herstellung von Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen. GemalR der
Verwaltungspraxis der Stadt Oelde sind derzeit 1,3 Stellplatze je Wohneinheit bei Einfamilien- und
Mehrfamilienhdusern, ungeachtet der Wohnflachen, zu erbringen. Die Anzahl der nachzuweisenden
Stellplatze und Garagen reduziert die auf dem Grundstiick verfigbare Flache fur die Hauptnutzung. Dies
fuhrt haufig zu Konfliktpunkten. Die Stadt Oelde hat sich daher entschlossen, eine Stellplatzsatzung zu
erarbeiten und den Bedarf der herzustellenden Stellplatze und Fahrradabstellplatze der Wohnflache
anzupassen sowie weitere Rahmenbedingungen fir die Errichtung von Stellplatzen und
Fahrradabstellplatzen festzulegen.

AulRerdem wurde die bisher bestehende Satzung Uber die Ablosung von Stellplatzen der Stadt Oelde
vom 18.12.2018 (s. 8§ 5) eingearbeitet. Der Regelungsinhalt ist identisch mit der bisherigen
Satzungsregelung. Daher ist die bisherige Satzung aufzuheben.
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Im Einzelnen sollen folgende Regelungen getroffen werden:
§ 1: Die Satzung gilt im gesamten Gebiet der Stadt Oelde.
§ 2: Grundsétzliche Regelungen zur Herstellungspflicht und zur Fertigstellung

8 3: Regelungen zur Anzahl der notwendigen Stellplatze und Fahrradabstellplatze incl. Anlage zur
Satzung

Der Nachweis der notwendigen Stellplatze ist nicht unter bauordnungsrechtlichen Aspekten allein,
sondern auch unter einem stadtebaulichen Fokus zu betrachten. Wird eine zu geringe Anzahl an
Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen nachgewiesen und auf den Grundstiicken errichtet, verlagert sich
ein Teil des ruhenden Verkehrs in den 6ffentlichen Raum, was zu Verkehrsbehinderungen fiihren kann.
Forderungen nach zusétzlichen Stellplatzen als zusammenhangende versiegelte Flachen wirden die
stadtebauliche Qualitat der Stadt Oelde nachteilig beeinflussen kdnnen. Der Nachweis der erforderlichen
Stellplatze und Fahrradabstellplatze auf den jeweiligen privaten Grundstticken hat daher Vorrang.
Diesem Grundsatz wird mit der Stellplatzsatzung nachgekommen.

Mit der Stellplatzsatzung will die Stadt Oelde stadtebauliche Fehlentwicklungen, die durch die
Anforderungen des ruhenden Verkehrs hervorgerufen werden kénnen, vermeiden. Stadtplanung und
Bauaufsicht erhalten dadurch eine Rechtsgrundlage.

8§ 4: Regelungen zu Standort und GrolRe der Stellplatze (PKW und Fahrrader) und zu ihrer
Beschaffenheit

§ 5: Regelung zu Stellplatzen und Fahrradabstellplatzen fur Elektrofahrzeuge
§ 6: Regelung zu Stellplatzen fir Menschen mit Behinderungen

88 7-9: Regelungen aus der bisherigen Stellplatzablésesatzung Gibernommen
§ 10: Regelungen zu den Ordnungswidrigkeiten

§ 11: Regelungen zum Inkrafttreten der Satzung und Aulerkrafttreten der Satzung Uber die Ablosung
von Stellplatzen

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig folgende:

Stellplatzsatzung der Stadt Oelde
vom ...

Der Rat der Stadt Oelde hat in seiner Sitzung am 22.06.2020
aufgrund

der 88 48 Abs. 3, 86 Abs. 1 Nr. 20, 89 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421) zuletzt geandert durch Art. 13 des Gesetzes
vom 14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b) und

des 8§ 7 der Gemeindeordnung fiur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994 S. 666), zuletzt ge&ndert durch Art. 4 des Gesetzes
vom 14.04.2020 (GV. NRW. S. 218b)

folgende Satzung beschlossen:
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Geltungsbereich

Die Satzung gilt fur das gesamte Gebiet der Stadt Oelde.
Regelungen in Bebauungsplanen oder sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung
abweichen, bleiben unberuhrt.

§2
Herstellungspflicht und Begriffe

Bei der Errichtung, wesentlichen Anderung oder wesentlichen Nutzungsanderung baulicher Anlagen,
bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, missen
Stellplatze sowie Abstellplatze fir Fahrrader hergestellt werden und spatestens zum Zeitpunkt der
Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein.

Fur Stellplatze, deren Nutzung Menschen mit Behinderungen vorbehalten ist, gilt ausschlief3lich die
Rechtsverordnung gem. § 48 Abs. 2 Satz 1 BauO NRW. 88 13, 88 Sonderbauverordnung NRW
bleiben unberihrt.

§3
Anzahl der notwendigen Stellplatze und Fahrradabstellplatze

Die Anzahl der notwendigen Stellplatze und Fahrradabstellplatze ist entsprechend der Anlage 1 zu
dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen zu ermitteln. Der Nachweis iber die Anzahl der
erforderlichen Stellplatze und Fahrradabstellplatze ist durch den Antragsteller zu fuhren. Ergeben
sich bei der Ermittlung der Zahl der Stellplatze oder der Fahrradabstellplatze Nachkommastellen, ist
auf ganze Zahlen aufzurunden.
Fur bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage nicht aufgefiihrt ist, richtet sich
die Anzahl der notwendigen Stellplatze und Fahrradabstellplatze nach dem voraussichtlichen
tatséchlichen Bedarf. Dabei sind die in der Anlage fur vergleichbare Nutzungen festgesetzten Zahlen
als Orientierungswerte heranzuziehen.
Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen Stellplatze
und notwendigen Fahrradabstellplatze nach dem gréf3ten gleichzeitigen Bedarf, wenn die
wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. Eine solche wechselseitige Benutzung ist bei 6ffentlich-
rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendigen Stellplatze und der
notwendigen Fahrradabstellpléatze verschiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung zulassig.
Steht die Gesamtanzahl der ermittelten Stellplatze und Fahrradabstellplatze in  einem
offensichtlichen Missverhaltnis zum tatséchlichen Bedarf, so kann die sich aus der Einzelermittlung
ergebende Zahl der Stellplatze und Fahrradabstellplatze entsprechend erhéht oder ermaRigt
werden.
Bis zu 25 von Hundert der notwendigen Stellplatze kdnnen durch die Schaffung von zusatzlichen
Fahrradabstellplatzen ersetzt werden. Dabei sind fir einen Stellplatz vier Fahrradabstellplatze
herzustellen.
Bedingt durch eine gute Anbindung an den o&ffentlichen Personennahverkehr (OPNV), kann die
notwendige Anzahl an PKW Stellplatzen um bis zu 25 von Hundert reduziert werden. Ein
Bauvorhaben ist an den OPNV gut angebunden, wenn:

a. es weniger als 500 m Luftlinie von einer schienenbezogenen Haltestelle entfernt ist und

b. es weniger als 100 m Luftlinie von einer Bushaltestelle/Car-Sharing Station entfernt ist
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Sollte nur eine der beiden Bedingungen erflllt sein, ist lediglich eine Reduzierung um 10 von
Hundert zulassig. Davon ausgenommen sind die Bauvorhaben nach Nr. 1.1 bis 1.5 der Tabelle in
Anlage A.

") Bediggt durch das Vorhalten einer Carsharing-Station oder dem Angebot einer Plattform fir
Carpooling auf dem Baugrundstick, bei dem Vergunstigungen fur die Bewohner bzw. Nutzer des
Bauvorhabens bei

a. Wohngebauden mindestens 1 Carsharingfahrzeug je 10 Wohneinheiten oder
b. Bei gewerblichen Nutzungen mindestens 1 Carsharingfahrzeug je 20 Beschaftigte

vorgehalten werden, kann die notwendige Anzahl an Stellplatzen um bis zu 25 von Hundert reduziert
werden.
(8) Die besonderen MalRBnahmen nach den Absétzen (5) bis (7) sind 6ffentlich-rechtlich zu sichern. Wird

eine dieser Maflinahmen Uber die gesamte Dauer einer befristeten Aussetzung der Stellplatzpflicht
vorgehalten, gilt die Stellplatzpflicht nach Ablauf dieses Zeitraumes insoweit als erfillt. Die
Aussetzung ist zu widerrufen, wenn innerhalb des Aussetzungszeitraumes der Nachweis, dass die
Voraussetzungen fir die Aussetzung der Stellplatzpflicht noch erfillt sind, nicht mehr erbracht wird.
Sofern ausgesetzte Stellplatze abgeldst werden sollen, gilt der zum Zeitpunkt der Abldsung
malfgebliche Ablosungsbetrag.

(9) Werden in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebaude in der Stadt Oelde
1. in Folge einer Nutzungsanderung oder
2. durch Ausbau oder Neubau des Dachgeschosses

erstmalig oder zusatzlich Wohnungen geschaffen, so brauchen notwendige Stellplatze und
notwendige Fahrradabstellplatze nicht hergestellt zu werden, soweit die Herstellung von Stellplatzen
und Fahrradabstellplatzen auf dem Grundstiick nicht oder nur unter grof3en Schwierigkeiten mdglich
ist.

(10) In den Fallen der Absatze 2 bis 8 ist Uber die Festlegung der Anzahl der notwendigen Stellplatze
und der notwendigen Fahrradabstellplatze im Einvernehmen mit der Stadt Oelde zu entscheiden.

8§84
Anforderungen an Stellpléatze und Fahrradabstellplatze

(1) Stellplatze und Fahrradabstellplatze sind auf dem Baugrundstiick oder auf einem Grundstiick in
zumutbarer Entfernung, dessen Benutzung fir diesen Zweck offentlich-rechtlich gesichert ist,
herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Zumutbar ist eine fulllaufige Entfernung notwendiger
Stellplatze zum Baugrundstiick von maximal 300 m. Bei notwendigen Fahrradstellplatzen darf die
Entfernung zum Baugrundstiick maximal 100 m betragen. Wenn Grinde des Verkehrs dies
erfordern, kann im Einzelfall durch die Gemeinde bestimmt werden, dass die Stellplatze auf dem
Baugrundstiick oder auf einem anderen Grundstiick herzustellen sind.

(2) Stellplatze und Garagen miissen ohne Uberquerung anderer Stellplatze ungehindert erreichbar sein.
Bei Ein- und Zweifamilienh&usern kann hiervon abgewichen werden.

(3) Stellplatze sind nach der Verordnung Uber Bau und Betrieb von Sonderbauten
(Sonderbauverordnung-SBauVO) vom 02.12.2016 (GV. NRW. S. 2, 120) zuletzt geé&ndert durch
Verordnung vom 02.08.2019 (GV. NRW. S. 488) herzustellen.

(4) Fahrradabstellplatze missen
1. von der offentlichen Verkehrsflache aus ebenerdig oder Uber Rampen/Aufziige verkehrssicher

und leicht erreichbar sein,
2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl erméglichen,

einzeln leicht zuganglich sein und

4. eine Flache von mindestens 1,5 m? pro Fahrrad zuziglich der jeweils notwendigen
Verkehrsflache aufweisen.

w
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(5) Stellplatze sind im Vorgarten nur zugelassen, wenn die insgesamt befestigte Flache des Vorgartens -
einschlieB3lich der Zufahrten und Zugange — die Halfte der Vorgartenflache nicht Uberschreitet.
Uberdachte Stellplatze und Garagen sind nicht zugelassen.

(6) Werden Stellplatze aulRerhalb des Vorgartens auf den nicht Uberbaubaren Grundstiicksflachen
zugelassen, ist fur je vier Stellplatze ein Hochstammbaum mit einer Mindesthéhe von 2 m auf dem
zugehorigen Grundstick anzupflanzen.

(7) Uberdachte Stellplatze und Garagen auRerhalb von Vorgarten missen zu Offentlichen
Verkehrsflachen einen seitlichen Abstand von mind. 1 m einhalten. Der Mindestabstand zur
Stral3enbegrenzungslinie muss im Bereich der Zufahrt 5 m betragen.

(8) Des Weiteren ist bei der Gestaltung die Vorgartensatzung der Stadt Oelde vom 22.02.1996 in der
Fassung der 2. Anderungssatzung vom 24.02.2011 zu beachten.

§5
Stellplatze und Fahrradabstellplatze fur Elektrofahrzeuge

(1) Ab einer Anzahl von 10 notwendigen PKW-Stellplatzen wird empfohlen fir mindestens 20% der
herzustellenden Stellplatze die Voraussetzung einer Elektrifizierung in Form von Leerrohren fiur ein
ermdgliche Ladeinfrastruktur zu schaffen.

(2) Ab einer Anzahl von 10 notwendigen Fahrrad-Abstellplatzen wird empfohlen mindestens einen
Abstellplatz fir ein Lastenfahrrad oder Gespann mit Anhanger sowie mindestens eine
diebstalgeschitzte Lademdglichkeit fir Pedelecs im Nahbereich der Fahrradabstellplatze
vorzusehen.

8§86
Stellplatze fir Menschen mit Behinderungen

(1) Die notwendigen Stellplatze fir Menschen mit Behinderung missen nach Maf3gabe der durch das
zustandige Ministerium fir Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen noch zu vertffentlichenden Rechtsverordnung nach 8§ 48 Abs. 2 BauO NRW
nachgewiesen werden.

(2) Stellplatze fur Personenkraftwagen fir Menschen mit Behinderungen mussen in der N&he eines
Gebaudeeingangs angeordnet und barrierefrei sein. Weitergehende Anforderungen nach diesem
Gesetz oder nach Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes bleiben unberthrt.

87
Ablésung

(1) Ist die Herstellung notwendiger Stellplatze (8 48 Abs.1 BauO NRW) nicht oder nur unter grof3en
Schwierigkeiten mdglich, so kann die Bauaufsichtsbehorde der Stadt Oelde unter Bestimmung der
Zahl der notwendigen Stellplatze auf die Herstellung von Stellplatzen verzichten, wenn die zur
Herstellung Verpflichteten an die Stadt Oelde einen Geldbetrag nach Mal3gabe dieser Satzung
zahlen. Die Verwendung der Geldbetrége richtet sich nach § 48 Abs. 4 Bauordnung fur das Land
Nordrhein-Westfalen BauO NRW.

§8
Gemeindegebiete

(1) In der Stadt Oelde werden folgende Gemeindegebietsteile (Anlage 2) festgelegt:

Gemeindegebietsteil |
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Gemeindegebietsteil Il

(2) Die Gemeindegebietsteile nach Abs. 1 erhalten folgende Abgrenzungen:
Gemeindegebietsteil | Innenstadt
Konrad-Adenauer-Allee — Am Kalverkamp — Geiststral3e — Paulsburg — Wallstral3e —
Kleygarten — Bahndamm — Grundstiick EK Zentrum (ehem. Molkereigelande) — Schmale
Gasse — BultstraRe — Konrad-Adenauer-Allee — einschlief3lich der &uf3eren Randbebauung
der aufgefiihrten StralRen.
Gemeindegebietsteil Il Gbriges Stadtgebiet und Ortsteile

Das Ubrige Stadtgebiet einschlie3lich der Ortsteile Stinninghausen, Stromberg und Lette

(3) Die Abgrenzung der Gemeindegebietsteile ist in der Anlage 2 durch farbige Umrandung
dargestellt.

§9
Abldsebetrage

(1) Unter Zugrundelegung eines Vom-Hundert-Satzes von 80 % der durchschnittlichen

Herstellungskosten einschl. der Kosten des Grunderwerbs wird der Geldbetrag je Kfz- oder
Garagenstellplatz

in der Gebietszone | auf 6.600,00 Euro
in der Gebietszone Il auf 5.300,00 Euro
festgesetzt.

8§10

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des 8 86 Abs. 1 Nr. 20 Landesbauordnung NRW handelt, wer entgegen §
2 Abs. 1 die Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung einer baulichen oder sonstigen Anlage
vornimmt, ohne den hierdurch ausgelosten Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an Stellplatzen und
Fahrradabstellplatzen in ausreichender Zahl hergestellt zu haben.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 15.000 EUR geahndet werden.

8§11
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer ¢ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Satzung uber die Ablosung von Stellplatzen der Stadt Oelde vom 18.12.2018 aul3er Kraft.

Anlagen zur Stellplatzsatzung der Stadt Oelde
Anlage 1: Richtzahlentabelle der verschiedenen Nutzungsarten & Nutzungen
Anlage 2: Ubersichtsplan Gebietszonen
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23. Widmung und Feststellung der endgiltigen Herstellung der ErschlieBungsanlagen
"Astrid-Lindgren-Straf3e" und "Otfried-Preul3ler-Strale" im Bereich des Bebauungsplan
Nr. 114 "Westlich Zur Polterkuhle"
Vorlage: B 2020/600/4564

Herr Blrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlag und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fiur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Die vorgenannten Stralen im Bereich des Bebauungsplan Nr. 114 \Westlich Zur Polterkuhle wurde
entsprechend der Beschlussfassung des Rates der Stadt Oelde vom 25.02.2019 erstmalig endgultig
hergestellt. Nach erstmaliger, endgultiger Herstellung der Erschlieungsanlagen tdbernimmt die Stadt
Oelde die Straf3en in ihre Baulast.

Die StraRen sind nunmehr gemafRl § 6 Abs. 2 in Verbindung mit 8 47 Absatz 1 des StraRen- und
Wegegesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen dem offentlichen Verkehr zu widmen. Voraussetzung
hierfir ist, dass der Rat der Stadt Oelde einen entsprechenden Widmungsbeschluss fasst.

Beschluss:

a) Widmung

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig:

Gemall § 6 des StralRen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen (StrwG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327),
zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Marz 2019 (GV. NRW. S. 193), werden die
StralRen

»Astrid-Lindgren-Strae“

bestehend aus den Flurstiicken 545, 532 und 327 der Flur 129 in der Gemarkung Oelde in den
Grenzen des B-Plan Nr. 114

,Otfried-Preul3ler-StraBe*

bestehend aus Flurstiick 487 der Flur 129 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
114

dem offentlichen Verkehr als GemeindestralBe gewidmet. Die Einstufung dieser StraRen erfolgt als
AnliegerstrafRen. Die Widmung der Straf3en erfolgt ohne Nutzungsbeschréankungen.

b) Feststellung der endgultigen Herstellung der ErschlieBungsanlage

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig:

Gemal 88 132 und 133 des Baugesetzbuches BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Marz 2020
(BGBI. I S. 587), in Verbindung mit den 88 9, 10 und 12 der Satzung ulber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitrdgen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt Oelde vom 06. Oktober 1981, zuletzt
geandert durch die 5. Satzung zur Anderung der Satzung (ber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitrdgen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt Oelde vom 20. Februar 2003 wird die
endgultige Herstellung der Stral3en
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»Astrid-Lindgren-StrafRe“

bestehend aus den Flurstiicken 545, 532 und 327 der Flur 129 in der Gemarkung Oelde in den
Grenzen des B-Plan Nr. 114

,Otfried-Preuller-StraRe*

bestehend aus Flurstiick 487 der Flur 129 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
114

festgestellt.

24. Widmung und Feststellung der endgiltigen Herstellung der ErschlieBungsanlagen
»Hovelinger Heide*“ und ,,Teutheide” im Bereich des Bebauungsplans Nr. 86 ,Lette -
Sudlich Herzebrocker StraRe“

Vorlage: B 2020/600/4566

Herr Blrgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatungen im
Ausschuss fir Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Die vorgenannten Stral3en im Bereich des Bebauungsplan Nr. 86 ,Stdlich Herzebrocker Stralle“ wurden
entsprechend der Beschlussfassung des Rates der Stadt Oelde vom 25.02.2019 erstmalig endgultig
hergestellt. Nach erstmaliger, endgultiger Herstellung der ErschlieRungsanlagen tdbernimmt die Stadt
Oelde die Straf3en in ihre Baulast.

Die StraRen sind nunmehr gemafR § 6 Abs. 2 in Verbindung mit 8 47 Absatz 1 des Stral3en- und
Wegegesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen dem offentlichen Verkehr zu widmen. Voraussetzung
hierfir ist, dass der Rat der Stadt Oelde einen entsprechenden Widmungsbeschluss fasst.

Beschluss:

a) Widmung

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig:

Gemal § 6 des StraRen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen (StrwG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327),
zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Méarz 2019 (GV. NRW. S. 193), werden die
Stral3en

,HOvelinger Heide*

bestehend aus Flurstiick 631 der Flur 23 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
86

»leutheide

bestehend aus Flurstiick 632 der Flur 23 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
86

dem offentlichen Verkehr als GemeindestraBe gewidmet. Die Einstufung dieser StraRRen erfolgt als
AnliegerstralRen. Die Widmung der Strale erfolgt ohne Nutzungsbeschrankungen.
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b) Feststellung der endgultigen Herstellung der ErschlieBungsanlage

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig:

Gemal 88 132 und 133 des Baugesetzbuches BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBI. S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Marz 2020
(BGBI. | S. 587), in Verbindung mit den 88 9, 10 und 12 der Satzung uber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitrdgen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt Oelde vom 06. Oktober 1981, zuletzt
geandert durch die 5. Satzung zur Anderung der Satzung Ulber die Erhebung von
ErschlieBungsbeitrdgen nach dem Baugesetzbuch in der Stadt Oelde vom 20. Februar 2003 wird die
endgultige Herstellung der Stral3en

»Hovelinger Heide*

bestehend aus Flurstick 631 der Flur 23 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
86

»reutheide”

bestehend aus Flurstiick 632 der Flur 23 in der Gemarkung Oelde in den Grenzen des B-Plan Nr.
86

festgestellt.

25. Genehmigung einer Uberplanmé&Rigen Auszahlung fur die MaRnahme Burgerradweg
Sinninghausen
Vorlage: B 2020/200/4570

Herr Burgermeister Knop fihrt aus:

Fur den Bau des Radweges zwischen dem Oelder Ortsteil Stinninghausen und dem Wadersloher
Ortsteil Diestedde wurden dem Heimatverein Siinninghausen als Trager der MalBnahme Mittel in Hohe
von insgesamt 866.500 € bewilligt. Der Betrag setzt sich wie folgt zusammen:

230.000 € durch die Stadt Oelde

230.000 € durch die Gemeinde Wadersloh

406.500 € durch den Landesbetrieb Stralenbau NRW
866.500 € Gesamtsumme

Die bereitgestellten Mittel werden entsprechend des Baufortschritts unter Beachtung wirtschaftlicher
Grundséatze in Form von ausgabenbezogenen Abschlagen sowie der Regelungen des o6ffentlich-
rechtlichen Vertrages vom 08.04.2020 ausgezabhilt.

Die Zuweisung durch den Landesbetrieb Strallenbau NRW in Hohe eines Teilbetrages von 106.500 €
wurde bereits im Jahr 2018 an die Stadt Oelde tUberwiesen und irrtimlich auf die ebenfalls durch den
Landesbetrieb StralBenbau NRW geférderte MalRRnahme ,Kanal-/StralRenbau Warendorfer Stralle®
gebucht. Im Anlagevermdgen erfolgt diesbeziiglich eine entsprechende Korrektur im Jahr 2020.

Eine nachtragliche Umbuchung und Auszahlung der in 2018 erhaltenen Landesmittel in H6he von
106.500 € hingegen ist aufgrund des bereits erfolgten Jahresabschlusses 2018 nicht mehr mdglich und
soll daher fir die Auszahlung im Haushaltsjahr 2020 Uberplanmafig bereitgestellt werden, um die
erhaltene Fdrderung entsprechend weiterleiten zu kénnen.
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Die Deckung der Gberplanmafigen Auszahlung ist durch eine Minderauszahlung bei der Planungsstelle
12.01.01/0153.7852001 - Schaffung einer redundanten Internetanbindung an die citeq; Umsetzung
Tiefbau — in Héhe von 106.500 € gewahrleistet.

Es wird vorgeschlagen, dass der Rat der Stadt Oelde diese Angelegenheit abweichend von der in § 3a
Abs. 1 b der Zustandigkeitsordnung des Rates geregelten Vorberatung im Finanzausschuss an sich
Zieht.

Herr Sonneborn bedankt sich im Namen der Ratsmitglieder bei Herrn Werner Pétter fir sein
beispielhaftes, zeitlich aufwendiges Engagement, das dieser in den vergangenen Jahren in das Projekt
,Burgerradweg Sunninghausen-Diestedde” gesteckt und nun zum Erfolg gefuhrt habe.

Herr Soldat schliet sich dem Dank ausdricklich an und bedankt sich auch bei den beteiligten
Grundstuckseigentimern, die die notigen Flachen alle unentgeltlich zur Verfligung gestellt hatten.

Herr Potter bedankt sich beim Rat der Stadt Oelde und bei allen am Projekt beteiligten Birgerinnen und
Birgern. Sechs Jahre habe er personlich an der MalRnahme gearbeitet und es erfulle ihn mit Stolz, dass
die Malinahme nun zum Tragen komme.

Herr Blurgermeister Knop schlie3t in seinen Dank die Gemeinde Wadersloh fiir deren konstruktives
Mittun ein. Der Burgerradweg sei ein sehr gutes Beispiel fir ein erfolgreiches interkommunales
Infrastrukturprojekt.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde der Rat zieht diese Angelegenheit abweichend von der in § 3a Abs. 1 b der
Zusténdigkeitsordnung des Rates geregelten Vorberatung im Finanzausschuss an sich und beschlief3t
einstimmig eine Uberplanmallige Auszahlung in Hohe von 106.500 € bei der Planungsstelle
12.01.01/4041.7852001 — Birgerradweg Sinninghausen. Die haushaltsrechtliche Deckung erfolgt durch
eine Minderauszahlung in Hohe von 106.500 € bei der Planungsstelle 12.01.01/0153.7852001 -
Schaffung einer redundanten Internetanbindung an die citeq; Umsetzung Tiefbau -.

| 26. MaRnahmenfreigaben |

26.1. MaRnahmenfreigabe zur Realisierung des Blrgerradwegs Sunninghausen- Diestedde
Vorlage: B 2020/662/4558

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Sitzungsvorlage und auf die Vorberatung im
Ausschuss fur Planung und Verkehr am 18.06.2020.

Die geplante BaumafRnahme umfasst den Luckenschluss des Radweges entlang der L793 zwischen
Siunninghausen und Diestedde auf einer Lange von ca. 1.000 m. Das noch fehlende Teilstick des
Radweges liegt in einer topographisch anspruchsvollen Ortslage beginnend ab dem Ortsausgang
Sunninghausen in Richtung Diestedde und endend ca. in Hohe Einmindung Buchenweg in Wadersloh-
Diestedde.

Der StraBenverlauf in Verbindung mit der dortigen Topographie und dem erheblichen
Verkehrsaufkommen machen eine Nutzung der Landstral3e fir Ful3génger und Radfahrer aufgrund des
daraus resultierenden Gefahrenpotentials kaum mdglich

Aus dem Dorfentwicklungskonzept Stnninghausen entstand daher das Projekt ,Llckenschluss Radweg
Sunninghausen- Diestedde’ als interkommunales Bauvorhaben der Stadt Oelde und der Gemeinde
Wadersloh. Weitere Projektbeteiligte sind StraRen NRW als Strallenbaulasttrager und der Kreis
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Warendorf. Projekttrager ist der  Heimatverein Sinninghausen als Partner  des
Dorfentwicklungskonzeptes.

Das Projekt wird durch Stral3en.NRW aus dem Programm Birgerradwege NRW mit einer bedeutenden
Summe gefdérdert. Auch der Kreis Warendorf steuert aus seinem Forderprogramm fir Blrgerradwege
seinen Teil bei. Die Gemeinden Oelde und Wadersloh haben das Projekt als groRe Chance verstanden
und daher entsprechende Eigenanteile in den jeweiligen Haushalten festgeschrieben.

Nach intensiven Gesprachen mit den betroffenen Anliegern ist es gelungen, die erforderliche
Zustimmung aller Betroffenen zu erzielen. Als blrgerschaftliches Engagement ist hervorzuheben, dass
alle Anlieger die erforderlichen Flachen neben der Landstral3e L 793 in einer Grol3e von insgesamt ca.
2.300 mz kostenlos zur Verfugung stellen, weil sie von der Wichtigkeit dieses Projektes tberzeugt sind.
Diese Bereitschaft ist absolut ungewdhnlich und kann gar nicht hoch genug bewertet werden.
Erfahrungsgemald scheitern solche Projekte namlich schon haufig in der Phase der
Grundstucksverhandlungen.

Die erforderlichen bauvertraglichen Vereinbarungen wurden geschlossen zwischen der Stadt Oelde, der
Gemeinde Wadersloh und dem Heimatverein Sinninghausen einerseits und der Stadt Oelde und
Strallen NRW andererseits. Die notariellen Grundstiicksvertrage mit den Anliegern befinden sich in der
Abwicklung.

Die technische Betreuung des Radwegeprojektes erfolgt durch das Ingenieurbiiro Gnegel, Sendenhorst.
Die fachliche Betreuung durch den Projekttrager erfolgt durch den Vorsitzenden des
Bezirksausschusses Sinninghausen, Herrn Werner Poétter und Herrn Reinhold Becker vom Fachdienst
Baubetriebshof der Stadt Oelde. Dieses vor dem Hintergrund der Interkommunalitat naturlich immer
auch in enger Abstimmung mit den entsprechenden Fachdienststellen der Gemeinde Wadersloh.

Nach abschlieRender Fertigstellung des Projektes wird der Radweg in Ganze auf das Land NRW
ubertragen, welches dann dauerhaft die Verkehrssicherungs- und die Unterhaltungspflicht tbernimmt.
Die aktuelle Kostenschatzung fir die Baumalinahme belauft sich auf 775.000 €. Nach Ausschreibung
der Leistungen wird die Summe noch einmal prazisiert werden kénnen.

Die zur Finanzierung maximal zur Verfiigung stehenden Mittel teilen sich wie folgt auf:

Anteil StralRen NRW 406.500 €
Anteil Kreis Warendorf ca. 10.000 €
Anteil Gemeinde Wadersloh 230.000 €
Anteil Stadt Oelde 230.000 €
Hinweis:

Vom Anteil Strallien NRW (gesamt 406.500) wurde seitens des Foérdergebers im Jahre 2018 bereits ein
Teilbetrag in Hohe von 106.500 Euro an die Stadt Uberwiesen. Dieser Teilbetrag wurde in 2018
irrtimlich auf eine Haushaltsstelle ohne Bezug zum Radwegprojekt gebucht und auch im selben Jahr
vereinnahmt. Dieser Betrag ist dem Haushalt somit in 2018 zugeflossen. Eine Ubertragung ist nicht
erfolgt.

Der in 2018 fehlgebuchte Betrag soll aus diesem Grund nunmehr im Rahmen einer UberplanmaRigen
Auszahlung mit entsprechendem Deckungsvorschlag auf die Haushaltstelle des Radwegeprojektes
verbucht werden.

Zur Projektfinanzierung werden zunéchst die Finanzmittel der Fordergeber StraRen NRW bzw. Kreis
Warendorf und dann in der Folge zu gleichen Teilen die der beteiligten Kommunen eingesetzt. Nicht
bendtigte Finanzmittel flielRen zu gleichen Teilen an die beteiligten Kommunen zurtick.

Nach der MalRnahmenfreigabe soll das Projekt zeitnah ausgeschrieben und umgesetzt werden. Mit
vorbereitenden Arbeiten, die v.a. die Entfernung von Vegetation umfassten, ist bereits begonnen
worden, um diese im gesetzlich dafir vorgesehenen Zeitraum zu erledigen.
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Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde gibt die BaumalRnahme ,Blrgerradweg Sinninghausen- Diestedde® einstimmig
frei.

[ 27.  Dringlichkeitsentscheidungen |

27.1. Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung gem. 8 60 Abs. 1 GO NRW
(Teilentschlammung Mihlensee)
Vorlage: B 2020/011/4575

Herr Burgermeister Knop und Herr Ralf Niebusch in seiner Eigenschaft als Ratsmitglied der Stadt Oelde
haben gem. 8 60 Abs. 1 GO NRW am 25. Mai 2020 die folgende Dringlichkeitsentscheidung getroffen:

Dringlichkeitsentscheidung gem. 8§ 60 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-
Westfalen

In den vergangenen zwei Jahren hat die allgemeine Trockenheit dazu gefiihrt, dass der Mihlensee
einen deutlichen Wassermangel aufwies. Das Blro Kortemeier Brokmann aus Herford hat den
Muhlensee untersucht und ist zu folgendem Ergebnis gekommen:

Der rund 36.000 m2 grofRe Mihlensee in Oelde hat in den letzten Jahren Probleme mit der
Wasserqualitat, vor allem mit dem Sauerstoffgehalt wahrend der Sommermonate. Erschwerend kommt
hinzu, dass der Wasserstand in den Sommermonaten ca. 50 cm niedriger ist. Durch den dichten
Teppich aus Teichmummeln im nordlichen Seeteil wird der Sauerstoffaustausch zusétzlich gemindert.
Abgestorbenes Blattwerk dient hier als zusatzlicher Sauerstoffzehrer. Die Sedimentmachtigkeit wird,
nach Sondierungen des Biologen Dr. Spah, im Mittel auf 30 bis 35 cm geschatzt. Bei dieser Menge wird
eine vollstandige Entschlammung des Sees nicht als wirtschaftlich erachtet. Zudem bestinde dabei das
Risiko, die durch die Sedimentablagerungen verdichtete Sohle zu stéren und dadurch einen Verlust des
Wassers zu beglinstigen. Eine wesentlichere MalRBhahme stellt hingegen die Reduktion des ansassigen
Fischbestands dar.

Fur den Mihlensee wird daher eine Teilentschlammung vorgeschlagen und dies in Bereichen mit einem
relativ hohen Sedimentauftrag sowie eine deutliche Reduzierung der Teichmummeln. Das Verfahren
sieht vor, einen Bagger auf einen Ponton zu setzen und das Baggergut in kleinen Transportschuten mit
Schleppboot zu férdern. Die Abfuhr der Sedimente erfolgt mittels LKW. Zudem werden Teile des
Flachuferbereichs mit Schilf zur Verbesserung der Wasserqualitat bepflanzt.

Die Kosten dieser Mallnahme belaufen sich laut dem Planungsbiro auf 182.000 € brutto. Hinzu
kommen die Kosten der Planung in Hohe von max. 20.000 € brutto. Die Haushaltsmittel stehen
planmaRig zur Verfigung.

Der Fischbesatz wird durch den ortlichen Angelverein durch ein Hegefischen und den Einsatz von
Hechten veréndert. Dieses war zunachst fir Mai 2020 geplant und wurde aufgrund der Corona-
Pandemie auf einen spéateren, noch zu bestimmenden, Zeitpunkt verschoben.

Begrundung fur die Dringlichkeit:

Aufgrund der Corona-Pandemie sind die Ublichen Sitzungen der jeweiligen Fachausschiisse zurzeit
nicht durchfiihrbar. Der Mihlensee bedarf der dringenden Teilentschlammung, um ein mogliches
Umkippen des Sees durch Sauerstoffmangel und damit ein Fischsterben im Mihlensee zu vermeiden.
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Dringlichkeitsentscheidung:
Im Wege der Dringlichkeit gemaR 8 60 Abs. 1 GO NRW wird entschieden, dass die oben beschriebene
Teilentschlammung des Mihlensees durch das Blro Kortemeier Brokmann umgesetzt wird.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde zieht die Entscheidung gem. § 1 Abs. 2 der Zustandigkeitsordnung des Rates
an sich und genehmigt einstimmig die Dringlichkeitsentscheidung vom 25. Mai 2020

[28.  Verschiedenes |

| 28.1. Mitteilungen der Verwaltung |

Fur den Kreis Gutersloh stehe die Anordnung eines Lockdowns im Raum, so Herrn Blrgermeister Knop,
wenngleich aber It. Aussage des Landrates Adenauer noch nichts entschieden sei. Scheinbar trete der
Fall, den man mit allen Mitteln zu verhindern versuche, nun ein.

Herr Westbrock kommt auf einen Leserbrief von Herrn Oliver Baumker in der Tageszeitung ,Die Glocke*
zu sprechen, in dem der Verfasser die von Herrn Blrgermeister Knop angeordnete Wiederdffnung der
Schulen und Kitas am Montag kritisiere und als uniberlegt und unverantwortlich bewerte. Herr
Westbrock widerspricht diesen Aussagen entschieden und deutlich. Der Blrgermeister und die
Verwaltung wirden in diesen schwierigen Zeiten im Gegenteil Uberaus besonnen handeln. Vielmehr
misse sich der Verfasser des Leserbriefs an seinem eigenen Verhalten messen lassen, da Herr
Baumker sich entgegen der Empfehlungen der absoluten Kontaktbeschrankungen in der Oelder
Gastronomie gezeigt und damit ein ebenso falsches Signal wie seine derzeitigen AuRerungen gesetzt
habe.

Herr Blrgermeister Knop erganzt dazu, dass die Verwaltung und er personlich weder die SchlieBung
noch die Wiederdffnung der Schulen und Kitas leichtfertig anordnen wiirde. Die Offnung der Schulen
und Kitas am Montag sei von den beteiligten Entscheidungstrdgern fur vertretbar gehalten worden,
wenngleich man sich dem bestehenden Restrisiko durchaus bewusst gewesen sei. Herr Blrgermeister
Knop bedankt sich in diesem Zusammenhang ausdriicklich bei allen beteiligten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. Es bestehe in der Mitarbeiterschaft eine hohe Bereitschaft Uber die tblichen Dienstzeiten
hinaus und auch an Wochenenden zu arbeiten, um die vielfaltigen und taglich neuen Herausforderungen
und Aufgaben zu bewaltigen. Herr Biirgermeister Knop weist die per Leserbrief getatigten AuRerungen
von Herrn Baumker entschieden zurtick.

Herr Schmid erganzt, dass die Verwaltung sich nicht nur auf die der Stadt Oelde Uberlassenen
Namenslisten verlassen habe, sondern dartiber hinaus in einer Vielzahl von Einzelgesprachen und
Telefonaten mit den Schulen und den Kitas eigene Recherchen angestellt und darauthin fur vertretbar
gehalten habe, die Einrichtungen am Montag wieder zu 6ffnen. Sollte evtl. ein Fall nicht erfasst oder
bertcksichtigt worden sei, liege dies Verschulden in keiner Weise bei der Stadt Oelde.

Herr Fust mochte wissen, ob der Betrieb Ténnies und dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Gberprift
worden seien. Herr Knop wird versuchen, eine entsprechende Information zu erhalten.

Herr Kobrink fragt an, ob man eine Information dariber erhalten kdnne, in welchen Unterkiinften
Personen positiv getestet wurden, um entsprechenden Abstand zu dem Wohnobjekt einhalten zu
koénnen.

Herr BUrgermeister Knop teilt mit, dass der Verwaltung derzeit keine entsprechenden Listen vorliegen
wirden. Herr Schmid weist darauf hin, dass einige gréRere Objekte gar nicht zur Tonnies
Unternehmensgruppe gehoéren wiirde und mahnt hier zur Vorsicht mit AuRerungen und MutmafRungen.
Die Unterkiinfte der Unternehmensgruppe Tonnies wirden aktuell verstarkt kontrolliert.
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Frau KoR3 beflrchtet, dass die Infektionszahlen in der Bevolkerung auch wieder ansteigen und erkundigt
sich, ob die Stadt Oelde ausreichende Unterstitzung durch die Gbergeordneten Behdrden erfahre. Herr
Birgermeister Knop bestatigt einen engen Austausch mit der Bezirksregierung und dem Kreis
Warendorf. Er werde Unterstiitzung zur Uberwachung der einzuhaltenden Quarantane und fir die
Testungen anfordern. Die Infektionszahlen blieben abzuwarten, jedoch musse die Verwaltung auf alles
vorbereitet sein. Zu dem Zweck wurde eine entsprechende Organisationsstruktur erarbeitet.

Herr Hellweg richtet den Dank der beiden Oelder muslimischen Gemeinden dafir aus, dass sie im
Rahmen des Ramadans das Freitagsgebet Uber Lautsprecher Gbertragen durften.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

| 28.2. Anfragen an die Verwaltung

Es werden keine Anfragen an die Verwaltung gestellt.
Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

Karl-Friedrich Knop Andrea Westenhorst
Vorsitzender Schriftfihrerin



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	BM_TEXT4
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

